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Gesetzentwurf

der Landesregierung

Thüringer Gesetz über die Feststellung des Landeshaus-
haltsplans für das Haushaltsjahr 2021 (Thüringer Haus-
haltsgesetz 2021 -ThürHhG 2021-)

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Nach Artikel 99 Abs. 3 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen
und§30Abs. 1 derThüringerLandeshaushaltsordnunghatdieLandes-
regierung den Entwurf des Thüringer Haushaltsgesetzes mit dem Ent-
wurfdes Landeshaushaitsplans in den Landtag einzubringen. Der Lan-
deshaushaltspian wird durch das Thüringer Haushaltsgesetz festgestellt.

Der Landeshaushaltspian legt den Finanzbedarf fest, der zur Erfüllung
der Aufgaben des Landes im Haushaltsjahr voraussichtlich erforderlich
ist. Er bildet die Grundlage für die Haushalts- und Wirtschaftsführung
und emnächtigt die Verwaltung, Einzahiungen anzunehmen, Ausgaben
zu leisten und Verpflichtungen einzugehen.

B.Lösung

Die Landesregierung legt dem Landtag den nachstehenden Entwurf ei-
nes Thüringer Haushaltsgesetzes 2021 mit dem Entwurf des Landes-
haushaltsplans für das Haushaltsjahr 2021 zur Beschiussfassung vor.

C. Alternativen

Keine

D. Kosten

Für Druck und Versand der Haushaltspläne werden für das Land Kos-
ten in Höhe von etwa 10.800 Euro entstehen.

E. Zuständigkeit

Federführend ist das Finanzministerium.

Vorabdruck verteilt am 27. August 2020

Druck: Thüringer Landtag, 29, September 2020
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FREISTAAT THÜRINGEN
DER MINISTERPRÄSIDENT

An die
Präsidentin des Thüringer Landtags
Frau Birgit Keller
Jürgen-Fuchs-Straße 1

99096 Erfurt

Erfurt, den 25. August 2020

Sehr geehrte Frau Präsidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen

Entwurf des

"Thüringer Gesetzes über die Feststellung des Landeshaushalts-

plans für das Haushaltsjahr 2021 (Thüringer Haushaltsgesetz
2021 -ThürHhG2021-)"

zusammen mit dem

"Entwurf des Landeshaushaltspians 2021 - Gesamtplan - (Haus-
halfsübersichten Teil l bis !11)"

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag.

Die gedruckten Entwürfe des Haushaltsgesetzes nebst Gesamtplan und
Übersichten sowie die Einzeipläne werden dem Landtag durch das Fi-
nanzmsnisterium unmittelbar zugestellt.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow
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Thüringer Gesetz über die Feststellung des Landeshaushaltsplans für das Haushaltsjahr 2021
(Thüringer Haushaltsgesetz 2021 -ThürHhG 2021-)

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

§1
Feststellung des Landeshaushaltsplans

Der diesem Gesetz als Anlage beigefügte Landeshaus-
haltsplan wird in Einnahmen und Ausgaben für das Haus-
haitsjahr 2021 auf 11.386.297.900 Euro festgestellt.

§2
Kreditermächtigungen und Haushaltsgusgleich

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch"
tigt, Kredite, die der Erneuerung der im Haushaitsjahr 2021
zu tilgenden Kredite dienen, in Höhe von 909.500.000 Euro
aufzunehmen. Es wird darüber hinaus ermächtigt, Kredi-
te vorzeitig zu tilgen, soweit dies durch Kreditkündigungen

•oder zur Erlangung günstigerer Kreditbedingungen erfor-
derlich wird. Die Kreditermächtigung nach Satz 1 erhöht
sich in Höhe der vorzeitig getilgten Beträge. Das für Finan-
zen zuständige Ministerium wird ermächtigt, über die Er-
machtigung nach Satz 1 hinaus Kredite bis zur Höhe von
500.000.000 Euro aufzunehmen, die der Erneuerung der

im Haushaitsjahr 2021 zu tilgenden und im Haushaitsjahr
.2020 aufgenommenen kurzfristigen Kredite dienen, so-

weit diese wegen ihrer kurzfristigen Aufnahme und Unvor-
hersehbarkeit nicht im Kreditflnanzierungsplan des Haus-
hajtsjahres nach Teil III der Anlage enthalten sind. Über
die erfolgte Kreditaufnahme nach Satz 4 unterrichtet das
für Finanzen zuständige Ministerium den Haushalts- und
Finanzausschuss des Landtags.

(2) Der Haushaltsvollzug des Haushaltsjahres ist so zu •
gestaiten, dass das kassenmäßige Jahresergebnis hEn-
sichtlich der tatsächlich eingegangenen Einnahmen (Ist-
Einnahmen) und der tatsächlich geleisteten Ausgaben
(Ist-Ausgaben) ausgeglichen ist. Zeichnet sich während
des Haushaltsvollzugs des Haushaltsjahres ab, dass die
Ist-Einnahmen die Ist-Ausgaben übersteigen, kann das
für Finanzen zuständige Ministerium zur Herstellung des
Ausgieichs von der Inanspruchnahme der Kreditermächti-
gung nach Absatz 1 absehen oder Mittel an eine ailgemei-
ne Haushaltsausgieichsrücklage oder an eine allgemeine
Rücklage für Investitionen zuführen. Eine Kombination der
Maßnahmen ist möglich. Zeichnet sich während des Haus-
haitsvollzugs des Haushaltsjahres ab, dass die Ist-Ausga-
ben die Ist-Einnahmen übersteigen, kann das für Finan-
zen zuständige Ministerium zur Hersteilung des Ausgieichs
die erforderlichen Mittel aus den nach Satz 2 gebildeten
RückSagen dem Landeshaushalt zuführen. Aus den nach
Satz 2 gebildeten Rücklagen können dem Landeshaushalt
auch Mittel zugeführt werden, wenn und insoweit dies er-
förderlich ist, um als Deckungsmittel für in Anspruch ge"
nommene Ausgabereste aus Vorjahren im Sinne des § 45
Abs. 3 Halbsatz 2 der Thüringer Landeshaushaltsordnung
(ThürLHO)zu dienen.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, zur Verstärkung der Betriebsmittel jeweils kurzfristige
Kredite (Kassenkredite) bis zur Höhe von zwölf vom Hun-
dert des in § 1 für das Haushaitsjahr festgestellten Be"
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trags aufzunehmen. Zusätzlich zu diesen Kassenkrediten
darf es im Haushaltsjahr 2021 zur Deckung eines nicht
vorhergesehenen Liquiditätsbedarfs TermEngeschäfte mit
Kreditinstituten Jeweils bis zu einem Betrag von 100 MEIfi-
onen Euro abschiießen.

(4) Der Zeitpunkt der Kreditaufnahme ist nach der Käs-
senlage, den jeweiligen Kapitaimarktverhältnissen und
den gesamtwirtschaftlichen Erfordernissen zu bestimmen.

(5) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, ab 1. Oktober 2021 im Vorgriff auf die Kreditermäch-
tigung für Kredite, die der Erneuerung der im Haushalts-
Jahr 2022 zu tilgenden Kredite dienen, Kredite bis zur h^öhe
von 20 vom Hundert des in Absatz 1 Satz 1 für das Haus-
haltsjahrfestgesteiiten Betrags aufzunehmen. Diese Kre"
dite sind auf die entsprechende Kreditermächtigung des
nächsten Haushaltsjahres anzurechnen.

(6) Die in § 18 Abs. 7 ThürLHO dem für Finanzen zustän-
digen Ministerium erteilte Ermächtigung wird dahin ge-
hend begrenzt, dass das NomEnalvoSumen aller ergänzen-

den Verträge 50 vom Hundert der Kreditmarktschuiden am
Ende des jeweils vorangegangenen Haushaltsjahres nicht
übersteigen darf.

§3
Decku ngsfäh ig keit

(1.) Über die Regelungen des § 20 Abs. 1 Nr. 1 ThürLHO
hinaus sind gegenseitig deckungsfähig:
1. innerhalb eines Einze!p!ans jeweils die Ausgaben der

Hauptgmppe 4 mit Ausnahme der Titel der Obergrup-
pe 41 des Kapitels 01 01 untereinander und mit den
Ausgaben der Titel der Gruppen 511, 525 und 527,

2. innerhalb eines Kapitels jeweils die Ausgaben der
Hauptgruppe 5 mit Ausnahme der Titel der Gruppe 529.

Sofern Ausgabe.ansätze in Titeigruppen nach Satz 1 mit
Deckungsmittein verstärkt werden, stehen sie zur Reckung
innerhalb derTitelgruppe nicht mehr zur Verfügung. Ausga-
beansätze, die innerhalb derTiteigruppe durch Deckungs-
mittei verstärkt werden, stehen zur Deckung nach Satz 1
außerhalb der Titelgruppe nicht zur Verfügung.

(2) Die Ausgaben der Hauptgruppen 7 und 8 der Kapi"
tel 18 01 bis 18 25 sind gegenseitig deckungsfähig. Die
festgesetzten Gesamtausgaben der jeweiligen Baumaß"
nähme sind grundsätzlich verbindlich. Die Ausgaben der

. Hauptgruppe 5 der Kapitel 18 01 bis 18 25 sind gegensei-
tig deckungsfähig.

(3) Die Ausgaben der Hauptgruppe 5 der Kapitel 16 02 bis
16 20 sind gegenseitig deckungsfähig. Die Ausgaben der
Hauptgruppe 8 der Kapitei 16 02 bis 16 20 sind gegensei-
tig deckungsfähig.

(4) Innerhalb eines Kapitels sind die Ausgaben bei den Ti-
teln der Gruppe 811 zugunsten von Titeln der Gruppe 518
einseitig deckungsfähig.

(5) Die DeckungsfähigkeEt setzt voraus, dass zwischen den
jeweiligen Ausgaben oder den jeweiligen Verpflichtungser-
mächtigungen ein verwaitungsmäßiger oder sachlicher Zu-
sammenhang besteht oder eine wirtschaftliche und sparsa-
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me Verwendung gefördert wird. Die Deckungsfähigkeit ist
ausgeschlossen, wenn ein Titel oder eine Verpfiichtungs-
ennächtigung einer Verfügungsbeschränkung unterliegt.

§4
Zweckgebundene Rücklagen

(1) Einnahmen, die aufgrund der bindenden Vorgabe ei"
nes Dritten mit einer besonderen Zweckbestimmung ver"
sehen sind, werden zweckgebundenen Rückiagen zuge-
führt, sofern im Haushaltsjahr entsprechende Ausgaben
nicht oder nicht in voller Höhe zur Erfüllung der Zweck-
bindung getätigt werden können.

(2) Die Entnähme aus den Rücklagen erfolgt,
1. wenn und insoweit dies erforderlich ist, um ais De-

ckungsmitte! für in Anspruch genommene Ausgaberes-
te aus Vorjahren im Sinne des § 45 Abs, 3 Halbsatz 2
ThürLHO zu dienen,

2, wenn und insoweit dies erforderiich ist, um ais De"
ckungsmittel für eine Rückzahlung einer zweckgebun"
denen Einnahme zu dienen oder

3. sofern Ausgaben nach den Nummern 1 und 2 dauer-

haft nicht geleistet werden.

(3) Zuführungen zu und Entnahmen aus zweckgebunde-
nen Rücklagen in diesem Sinne bedürfen der Einwilligung
des für Finanzen zuständigen Ministeriums.

§4a
Entnähme aus dem Thüringer PensEonsfonds

Aus dem Sondervermögen "Thüringer PensEonsfonds"
können 145.000.000 Euro dem Landeshaushalt zugeführt
werden. Die entnommenen Mittel dienen zur Deckung der

Versorgungsaufwendungen.

§5
Wirtschaftiichkeitsberechnungen, Finanzierungen

(1) Bei investitionsvorhaben ist durch Kosten-Nutzen-Un-
tersuchungen, Markterkund u ngs verfahren oder dynami-
sehe Wirtschaftiichkeitsberechnungen die wirtschaftlichste
Form der Errichtung, Finanzierung und Betreibung festzu-
steilen und durchzuführen. Die Investitionsvorhaben sind
durch Erfolgs kontrolien zu begleiten und abzuschließen.
Beim Vergleich herkömmiicher FinanzJerungsarten mit al-
temativen Finanzierungsmodellen sind neben den direk-
ten geldlichen und unmittelbar messbaren Größen auch
gesamtwirtschaftliche Faktoren zu berücksichtigen.

(2) Bei Bauinvestitionen kann das für Finanzen zustän"
dige Ministerium mit Einwilligung des Haushalts- und Fi"
nanzausschusses des Landtags nach Wirtschaftlichkeifs"
Untersuchungen nach Absatz 1 abweichend von den im
Landeshaushaltsplan ausgebrachten Ausgabeansätzen
und VerpfiichtungsermächtEgungen rechtliche Verpflich-
tungen für Projekte mit alternativen Finanzierungsformen
zulassen.
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§6
Über- und außerplanmäßige Ausgaben

und Verpfiichtungsermächtigungen

(1) Der Betrag nach § 37 Abs. 1 Satz 4 ThürLHO wird auf
4 Millionen Euro festgesetzt.

(2) Der Betrag für die nach § 37 Abs. 4 Halbsatz 1 ThürL-
HO dem Landtag vierte [jährlich mitzuteilenden über- und
au&erplanmäßigen Ausgaben wird auf 50.000 Euro fest-
gesetzt.

(3) Für über- und außerplanmäßige VerpfHchtungser-
mächtigungen (§ 38 Abs. 1 Satz 2 ThürLHO) gilt Absatz 1
entsprechend, wenn ein Jahresbetrag einer Verpflich-
tungsermächtigung den Betrag von vier Miliionen Euro
überschreitet.

§7
Personaiwirtschaftliche Regelungen

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, haushaitsmäßige Bestimmungen zu treffen, die
aufgrund gesetzlicher Änderungen oder Änderungen im
Tarifvertragsrecht erforderlich sind, insbesondere die Stel-
lenpiäne und Stellenübersichten zu ergänzen.

(2) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, Plansteifen oder Steilen zu schaffen oder umzuwan-
dein, soweit und solange hierfür Mittel von dritter Stelle zur
Verfügung gesteilt werden.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, für bislang außerhalb des Stellenplans geführte Lan"
desbedienstete oder Bedienstete von Körperschaften,
Anstalten und Stiftungen des öffentiichen Rechts, soweit
diese bisher aus dem Landeshaushalt finanziert werden,
die Stellenpläne und Steilenübersichten zu ergänzen, so-
weit dies im Zusammenhang mit organisatorischen Maß"
nahmen steht und eine sparsame und wirtschaftliche Mit"
telverwendung sichergestellt ist.

(4) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermäch-
tigt, die Steilenpläne und Steilen Übersichten zu ergänzen
sowie Ausgabeemnächtigungen auszubringen, soweit dies
im Zusammenhang mit der Übernahme von Aufgaben von
der GFAW-G es e!l schaft fürArbeits- und Wirtschaftsförde-
rung des Freistaats Thüringen mbH im Rahmen einer or-
ganisatorisehen Maßnahme steht, die sparsame und wirt-

schaftiiche Mittelverwendung sichergesteiit ist und die
Ausgaben im Rahmen der bisher für die Aufgabenwahr-
nehmung durch die GFAW-Geseilschaft für ArbeEts- und
Wirtschaftsförderung des Freistaats Thüringen mbH ver-
anschlagten Ausgaben gedeckt werden können.

(5) Eine Planstelle oder Stelie, die einen kw-Vermerk ohne
Datumsangabe trägt, darf bei Freiwerden nicht wieder be-
setzt werden und fäiit mit der Aufstellung des nächsten
Haushaltsplans weg. Sind mehrere Planstejlen oderStel-
len der gleichen Wertigkeit vorhanden, darf die nächs-
te frei werdende PlansteSle oder Stelle dieser Wertigkeit
nicht wieder besetzt werden und fällt mit dem nächsten
Haushält weg.
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(6) Ausgaben fürAbfindungen Em Fall des freiwilligen Aus-
schesdens von Beamten und Arbeitnehmern im Rahmen
der Umsetzung von Maßnahmen der Personaleinsparung
können aus den vorhandenen Haushaltsansätzen für tau-

fende Personalausgaben (Besoldung und Entgelt) geleis-
tet werden, wenn nach Umsetzung der konkreten Maßnah-

men Steilen oder Plansteilen in Abgang gestellt werden,

§8
Leerstellen, Abordnungen

(1) Mit Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministe-
riums kann bei einem unabweisbaren und vordringiichen
Personalbedarf eine Leerstelle in der bisherigen Beso!-
dungsgruppe des Beamten ausgebracht werden, wenn
1. ein Beamter mit Zustimmung seiner obersten Dienst-

behörde bei vollständiger Erstattung der Dienstbezüge
von einem anderen Dienstherrn mindestens sechs Mo-

nate zu einem anderen DEenstherrn abgeordnet wird,
2. ein Beamter mit Zustimmung seiner obersten Dienst-

behörde unter Wegfall der Dienstbezüge mindestens
sechs Monate nach § 67 Abs. 1 des Thüringer Beam-
tengesetzes (ThürBG) vom 12. August 2014 (GVBi.
S. 472 ) in der jeweils geltenden Fassung beurlaubt
wird,

3. die Rechte und Pflichten eines Beamten zurAusübung
eines Mandats in einer gesetzgebenden Körperschaft
ruhen,

4. ein Beamter für mindestens sechs Monate nach § 68
Abs. 1 ThürBG ohne Dienstbezüge beurlaubt wird.

Satz 1 Nr. 1 gilt entsprechend für den Fall der Zuweisung
eines Beamten nach § 20 des Beamtenstatusgesetzes.
Die Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministeri-
ums kann über das laufende Haushaitsjahr hinaus bis zur
Beendigung der der Jeweiligen Ausbringung der Leerstelie
zugrunde liegenden Maßnahme erteilt werden. Spätestens
mit Beendigung der der jeweiligen Ausbringung der Leer-
stelle zugrunde liegenden Maßnahme entfällt die Leerstei-
le. Für bereits zum Zeitpunkt des Inkrafttretens dieses Ge-
setzes ausgebrachte Leersteilen gilt die Zustimmung bis
zum Ende der der jeweiligen Ausbringung zugrunde lie-
genden Maßnahme als erteilt. Es ist durch die steltenbe-
wirtschaftende Stelle sicherzustellen, dass zum Zeitpunkt
des Wegfails der Leersteile eine entsprechende besetz-

bare Plansteile zur Verfügung steht.

(2) Für einen Beamten, der für mindestens sechs Monate
nach § 17 der Thüringer Urlaubsverordnung vom 29.No-
vember 2016 (GVBi. S. 574) in der jeweils geltenden
Fassung Eiternzeit in Anspruch nimmt, gilt während der
Beurlaubung eine Leerstelle der entsprechenden Besol-
dungsgruppe als ausgebracht, soweit die entsprechende
Pianstelle innerhalb des Beuriaubungszeitraums aufgrund
eines unabweisbaren und vordringlichen Person a ibedarfs
anderweitig besetzt werden soll. Die Ausbringung einer
Leersteile ist abweichend von Satz 1 von der Zustimmung
des für Finanzen zuständigen Ministeriums abhängig, wenn
der Beamte ein Amt innehat, das der Besoldungsgruppe
A 16 oder der Besoldungsgruppe B 2 oder höher zugeord-
net ist. Absatz 1 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend.

(3) Soll in den Fällen des Absatzes 1 oder 2 der Beamte
während der Zeit der BeuriaubungoderderAbordnung be-
fördert werden, so kann das für Finanzen zuständige Minis-
terium die für den Beamten ausgebrachte Leerstelle heben.
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(4) Für einen Beamten, der zur Abieistung eines Teils der
Probezeit außerhalb einer obersten Dienstbehörde ab-
geordnet wird, sind die Personalausgaben für die Dau"
er der Abordnung von der abordnenden Verwaltung wei"

terzuzahlen.

(5) Mit Zustimmung des für Finanzen zuständigen Mlniste-
riums können bei einem unabweisbaren und vordringlichen
Personalbedarf entsprechende Leersteilen ausgebracht
werden, wenn Arbeitnehmer mit an Sicherheit grenzen-

der Wahrscheinlichkeit noch mindestens sechs Monate
aufgrund einer Erkrankung arbeitsunfähig sind (Langzeit-
erkrankung) und keine Ansprüche gegen das Land auf ein
Entgelt im Krankheitsfal! bestehen. Satz 1 gilt auch für den
Fal), dass Arbeitnehmer aufgrund einer Erkrankung ar-
beitsunfähig sind und noch für mindestens sechs Mona-
te eine volle oder teilweise Erwerbsminderungsrente als
Rente auf Zeit beziehen und die Arbeitsverhä!tnEsse nach
§ 33 Abs, 2 Satz 5 und 6 des Tarifvertrags für den öffent"
lichen Dienst der Länder vom 12. Oktober 2006 (StAnz.
2007 Nr. 21 S.883) in der jeweils geltenden Fassung ru-
hen. Absatz 1 Satz 3 bis 6 gilt entsprechend.

(6) Die Absätze 1 bis 4 gelten entsprechend für Richter und
Arbeitnehmer. Die Zustimmung des für Finanzen zustän-
digen Ministeriums nach Absatz 2 Satz 2 ist ab der Besoi-
dungsgruppe R 2 erforderlich.

§9
Sperren

(1) Über die Bestimmungen des § 41 ThürLHO hinaus darf
das für Finanzen zuständige Ministerium Ausgaben sper-
ren, wenn und soweit hierfür unvorhergesehön von ande-

rer Seite Zuwendungen bereitgestellt werden.

(2) Bei Haushaitsmitteln, die eine Leistung von Dritten vor-
sehen, gelten der Ansatz und die Verpflichtungsermächti-
gungen in demselben Verhältnis als gesperrt, in dem der
Dritte seine Leistung mindert. Das für Finanzen zuständi-
ge Ministerium wird ermächtigt, die Vorfinanzierung der
Maßnahmen, für die die Leistung von Dritten vorgesehen
ist, zuzulassen.

§10
Besondere Buchungsbestimmungen

(1) Titei Verwechslungen dürfen nur berichtigt werden, so-
lange die Bücher der Kassen noch nicht abgeschiossen
sind. Bei Unrichtigkeit einer Zahlung, bei Doppelzahiun-
gen oder bei Uberzahlung darf die Rückzahlung von der
Ausgabe abgesetzt werden, wenn die Bücher der Kasse
noch nicht abgeschlossen sind.

(2) Die Rückzahlung zu viel erhobener Einnahmen kann
aus dem jeweiiigen Einnahmetitel geleistet werden und
ist dann bei dem betreffenden Einnahmetitel abzusetzen,

(3) Folgende Ausgaben sind von den Einnahmen abzu-
setzen, solange die Bücher der Kasse noch nicht abge-

schlössen sind:
1. Nebenkosten im Zusammenhang mit Veräußerungs-

geschäften,
2. Nebenkosten im Zusammenhang mit Erbschaften des

Landes.
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Als Nebenkosten nach Satz 1 Nr. 1 gelten insbesonde-
re die Kosten für die Versteigerung,, die Vermessung, die
Schätzung, die Beurkundung, den Transport und die Ver-
Sicherung. Die Kosten der Herrichtung des zu veräußern-

den Gegenstands gelten nur als Nebenkosten, solange sie
im Einzeifai! den Betrag von 500 Euro nicht übersteigen.

(4) Personaikostenerstattungen und die Rückzahlung zu
viel geieisteter Personaiausgaben sind beim jeweiligen
Ausgabetite! abzusetzen.

(5) Fo!gende Einnahmen fließen den Ausgaben bei fol"
genden Titeln, einschiießlich der entsprechenden Titel in
Titelgruppen, zu:
1. Titeln der Gruppen 511 und 518

aus derVeräußerung von ausgesondertem Schriftgut,

aus der privaten Anfertigung von Fotokopien sowie aus
der privaten Inanspruchnahme elektronischer Fachin-
formationszentren,

2. Titeln der Gruppe 511
aus der privaten inanspruchnahme von Diensthandys
und aus Erstattungen,

3. Titeln der Gruppe 514
aus Schadensersatzleistungen Dritter insoweit, als sie
zur instandsetzung bestimmt sind, sowie aus derAb-

gäbe von Kraftstoffen (Betriebsstoffen) an andere Be-
darfsträger,

4. Titeln der Gruppe 517
aus der Erstattung von Betriebskosten (beispielswei-
se Heiz- und Strom koste n, Wassergeld),

5. Titeln der Gruppe 527
aus nachträglich gewährten Preisnachlässen und Er-
stattungen. .

(6) Erstattungen aus einem Uberschuss aus einer Um-
satzsteuervoränmeldung oder Umsatzsteuererklärung
sind beim jeweiligen Ausgabetitel 542, derderAbführung
der Umsatzsteuer an das jeweilige Finanzamt dient, ab-
zusetzen.

(7) Die Einnahmen aus Kreditaufnahmen dürfen in das
folgende Haushaltsjahr umgebucht werden. Desgleichen
dürfen am Anfang des folgenden Haushaitsjahres einge-
hende Einnahmen aus Kreditaufnahmen noch zu Gunsten

des abzuschließenden Haushaltsjahres gebucht werden.

(8) Innerhalb eines Kapitels dienen Einnahmen aufgrund
der Schwerbeh in derten-Ausgleichsabgabe Verordnung vom
28, März 1988 (BGBI. ! S. 484) in der jeweils geltenden
Fassung und Zuschösse der BundesagenturfürArbeit für
die von ihr zugewiesenen Arbeitnehmer nach dem Dritten
Buch Soziaigesetzbuch zur Verstärkung derAusgaben bei
den entsprechenden Titeln.

§11
Sonstige Bewirtschaftungsmaßnahmen

(1) Von verbindlichen Erläuterungen nach § 17 Abs. 1
Satz 3 ThürLHO darf nur nach Einwilligung des für Finan"
zen zuständigen Ministeriums abgewichen werden, soweit

nicht nach den Festlegungen im Landeshaushaltsplan das
Abweichen zusätzlich von der Zustimmung des Haushalts-
und Finanzausschusses des Landtags abhängig ist.
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(2) Dem Haushalts- und Finanzausschuss des Landtags
sind die Haushalts- oder Wirtschaftspläne von Steilen au-
ßerhalb der Landesverwaltung, die Zuwendungen im Sinne
des § 23 ThürLHO zur Deckung der gesamten Ausgaben
odereines nicht abgegrenzten Teils derAusgaben erhalten
(institutionelie Förderung), zuzuieiten, soweit sie nicht be-
reits dem Entwurf des Landeshaushalts nach § 26 Abs. 3
Satz 1 Nr. 2 ThürLHO beigefügt worden sind.

(3) Für Maßnahmen im Bereich der Fonds der EuropäE-
sehen Union können Mehrausgaben geleistet oder Ver-
pflichtungen eingegangen werden, soweit hierfür im Haus-
haltsjahr Mittel von der Europäischen Union zur Verfügung
gestellt oder verbindlich zugesagt werden. Dies giit entspre-
chend für Maßnahmen in den Bereichen der Finanzhilfen
des Bundes zur Förderung städtebauiicher Maßnahmen
sowie zur Verbesserung der Schuiinfrastruktur finanz-
schwacher Kommunen und der Gemeinschaftsaufgaben
"Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschut-
zes" und "Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruk"

tur". Darüber hinaus können Verpflichtungen eingegan-
gen werden, soweit hierfür im Haushaltsjahr Mittel von der
Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben
aus dem Vermögen der Parteien und Massenorganisatio-
ners der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik
zur Verfügung gesteilt oder verbindlich zugesagt werden.

§12
Besserstellungsverbot

(1} Zuwendungen zur institutionelien Förderung dürfen nur
mit der Aufjage bewilligt werden, dass der Zuwendungs"
empfänger seine Beschäftigten nicht besserstellt a!s ver-
gieichbare Arbeitnehmer des Landes (Besserstellungs-
verbot). Die Zuwendungsempfänger dürfen insbesondere
keine höheren Arbeitsentgelte vereinbaren, als sie für die
Arbeitnehmer des Landes vorgesehen sind.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend bei Zuwändungen zur Pro"
jektförderung, wenn die Gesamtausgaben des Zuwen-

dungsempfängers überwiegend aus Zuwendungen der
öffentlichen Hand bestritten werden und die Zuwendung
des Landes mehr als 50.000 Euro beträgt. Das Besser-

stellungsverbot wird nur auf die in dem Projekt unmittel"
bar beteiligten Beschäftigten angewendet.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium kann aus-
nahmsweise in Einzeifällen oder für FörderbereEche, ins-
besondere wenn der vom Land verfolgte Zweck ansonsten

nicht erfüllt werden kann, Abweichungen von den Absät"
zen 1 und 2 zuiassen.

§13
Uberlassung und Veräußerung von

Vermögensgegenständen

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium kann abwei"
chend von § 63 Abs. 3 Satz 1 ThürLHO Folgendes zu-
lassen:
1. Zurverbijligten Beschaffung von Bauland können lan-

deseigene unbebaute Grundstücke unter dem voilen
Wert veräußert werden, wenn sichergestellt ist, dass
diese Grundstücke binnen angemessener Frist, die in.

der Regel drei Jahre nach Abschluss des Kaufvertrags

10
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nicht übersteigen soll, zu Zwecken des sozialen Woh-
nungsbaus bebaut werden. Unterbieibtdie Bebauung,
so ist das Eigentum an dem Grundstück auf das Land
zurückzuübertragen. Die hierbei anfallenden Kosten
hat derWiederverkäufer zu tragen.

2. Zurverbiiligten Beschaffung von Sfraßenbauland kön-
nen landeseigene unbebaute Grundstücke an Gemein-
den und Landkreise zum Anerkennungsbetrag von ei-

nern Euroje Quadratmeter veräußert werben.
3. Zur erforderlichen Versorgung der Bevölkerung mit Ein-

richtungen der Gesundheit, der Rehabilitation, der So-
zialhilfe, der Jugendhilfe, der Familienförderung, des
Sports, der Wissenschaft und Forschung sowie der
Kultur und Kunst können
a) landeseigene Einrichtungen nebst deren Ausstat"

tung,
b) Grundstücke,
c) N utzungs rechte an Grundstücken oder
d) sonstige Vermögensgegenstände
Gemeinden, Landkreisen oder kommunalen Zweckver-

bänden sowie anerkannten gemeinnützigen Trägern
unter dem vollen Wert überlassen oder an sie veräu-

ßert werden, wenn sichergestellt ist, dass der vorge-

sehene Zweck auf angemessene Dauer erfüilt wird.
Übersteigt der Wert der Überiassung oder-Veräuße-
rung nach Satz 1 Buchst. a und d 50.000 Euro sowie in
den Fällen des Satzes 1 Buchst, b und c 375.000 Euro,
bedarf es der Einwilligung des Haushalts- und Finanz-
ausschusses des Landtags.

4. Hat der Bund für die im Bundeshaushaltsplan auf-
geführten Zwecke dem Land VerbiHigungen bei der
Veräußerung oder jedweden Überlassung von bun-
desejgenen Grundstücken eingeräumt, so können
landeseigene bebaute und unbebaute Grundstücke
an GebietskÖrperschaften für die gleichen Zwecke mit
den gleichen Verbilligungen veräußert oder überlassen
werden.

5. Die von staatlichen Einrichtungen im Bereich der Daten-
Verarbeitung entwickelten oder erworbenen Program-
me können unentgeitlich an Stellen der öffentlichen
Verwaltung abgegeben werden, soweit GegenseEtig-
keit besteht.

(2) Ais erhebiicher Grundstückswert im Sinne des § 64
Abs. 2 Satz 1 ThürLHO ist ein Verkehrswert von mehr als
375.000 Euro anzunehmen.

(3) Das für Finanzen zuständige Ministerium darfVerein-
barungen mit Kreditinstituten über die Pension oder Leihe
der im Eigentum des Landes befindiichen Wertpapiere zur
Steigerung der Erlöse aus Beteiligungen treffen,

§14
Bürgschaften, Garantien und Gewährleistungen

(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird ermach-
tigt, Bürgschaften, Garantien und sonstige GewährieEstun-
gen zu übernehmen
1, zur Förderung des Wohnungs- und Städtebaus bis

zu einem Betrag von insgesamt 70 Millionen Euro Em
. Haushalts] ah r, auch zur Unterstützung von Maßnah-

men der EnergEeeffizienz beziehungsweise dem Ein-
satz regenerativer Energien,

11
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2. zur Förderung von Unternehmen der land- und forst"

wirtschaftiichen Produktion bis zu einem Betrag von
insgesamt 20 Millionen Euro im Haushaltsjahr,

3. zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft und der frei"
en Berufe bis zu einem Betrag von insgesamt 500 Mii-
lionen Euro im Haushaitsjahr,

4. zur Förderung von Organisationen und Einrichtungen

der Sozialwjrtschaft, insbesondere zur Förderung der
Gesundheit; der Rehabilitation, der Soziafhilfe, der Ju-
gendhilfe und der Familien sowie zur Förderung von
Einrichtungen des Sports, der Wissenschaft und For"
schung sowie der Kultur und Kunst in gemeinnütziger
Trägerschaft, an denen das Land ein erhebliches Inte-
resse hat, bis zu einem Betrag von insgesamt 30 Mil-

iionen Euro im Haushaltsjahr,
5. zur Kreditabsicherung bei Gesellschaften, die sich in

mehrheitiicher Landesbeteiligung befinden, bis zu ei-
nern Betrag von insgesamt 50 Millionen Euro im Haus-
haltsjahr, soweit die Absicherung nicht den Nummern 1
oder 3 zuzuordnen ist.

Die Gewährteistungsermächtigungen nach Satz 1 können
mit Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses
des Landtags für Zwecke der jeweils anderen Gewährieis-
tungsrahmen verwendet werden.

(2) Die Ministerien werden, ermächtigt, Verpflichtungen
zur Abdeckung möglicher Ersatzansprüche aus wech-
selnden Ausstellungen mit Aussteltungsstücken von pri-
vaten und öffentlichen Leihgebern aus dem Inland im Be-
reich der Ministerien bis zu einem Betrag von insgesamt
je 60.000 Euro im Haushaltsjahr zu übernehmen. Das für
Kultur zuständige Ministerium wird darüber hinaus emnäch"
tigt, Verpflichtungen zur Abdeckung möglicher Ersatzan-
Sprüche aus wechselnden Ausstellungen mit Aussteliungs-
stücken von privaten und öffentlichen Leihgebern aus dem
in- und Ausland bei den Kultureinrichtungen des Landes
und seinen Stiftungen bis zu einem Betrag von insgesamt
200 Miilionen Euro im Haushaitsjahrzu übernehmen. Das
für Hochschuibibliotheken zuständige Ministerium wird da-
rüber hinaus ermächtigt, Verpflichtungen zur Abdeckung
möglicher Ersatzansprüche aus wechselnden Ausstel!un-
gen mitAusstellungsstücken von privaten und öffentlichen
Leihgebern aus dem In- und Ausland bei den Hochschul-
blblEotheken des Landes bis zu einem Betrag von insge-
samt 200.000 Euro im Haushattsjahr zu übernehmen. Der
Präsident des Landtags wird ermächtigt, Verpflichtungen
zurAbdeckung möglicher Ersatzansprüche aus wechseln-
den Aussteliungen mit Aussteilungsstücken von privaten
und öffentlichen Leihgebem aus dem In- und Ausland im
Bereich des Landtags bis zu einem Betrag von insgesamt
einer Miilion Eüro im Haushaitsjahr zu übernehmen. Auf
den jeweiligen Höchstbetrag sind in Vorjahren übernom-
mene Verpflichtungen anzurechnen, soweit das Land da-

raus noch in Anspruch genommen werden kann. Soweit

das Land ohne inanspruchnahme von seiner Verpflichtung
frei wird oder Ersatz für die erbrachte Leistung erlangt hat,
sind übernommene Verpflichtungen auf den Höchstbetrag
nicht mehr anzurechnen.

(3) Das für Umwelt zuständige Ministerium wird ermäch-
tigti Freisten u n gen von der Verantwortiichkeit für ÖkologE-
sehe Altlasten bis zur Höhe von 30 Millionen Euro im Haus"
haltsjahrzu erteilen.

12
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(4) Das für Forschung zuständige Ministerium wird er"
mächtigt, den Bund bis zur Höhe von zwei Millionen Euro
im Haushaltsjahr von Rückforderungen der europäischen
Union freizustellen, die daraus folgen, dass der Bund ge-

genüber der Europäischen Union eine Garantieerklä-
rung im Sinne des Artikels 38 Nr. 5 der Verordnung (EG)
Nr. 1906/2006 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes.vom 18. Dezember 2006 zur Festlegung der Regeln
für die Beteiligung von Unternehmen, Forsch u ngszentren
und Hochschulen an Maßnahmen des Siebten Rahmen-
Programms sowie für die Verbreitung der Forschungser"
gebnisse (2007-2013) (ABI. L 391 vom 30.12.2006, S. 1)
in der am 31. Dezember 2013 geltenden Fassung für die
nachfolgenden Einrichtungen
1, Institut für Bioprozess- und Analysenmesstechnik e. V,,

2. Institut für Mikroelektronik und MechatronJk-Systeme
gGmbH und

3. Leibniz-institut für PhotonEsche Technoiogien e.V.

abgegeben hat.

(5) Die für Europa sowie für Infrastruktur und Landespia-
nung zuständigen Ministerien werden jeweils ermächtigt,
den Bund bis zur Höhe von einer Million Euro im Haushalts-
jahrvon Rückforderungen der Europäischen Union freizu-
steilen, die daraus folgen, dass der Bund gegenüber der
Europäischen Union eine Zustimmung zu den Kooperati-
onsprogrammen und eine Bestätigung der Kofinanzierung
im Sinne der Verordnung (EU) des Europäischen Parla-
ments und des Rates über besondere Bestimmungen für
das aus dem Europäischen Fonds für regionale Entwick-
lung sowie aus FinanziemngsEnstrumenten für das aus-

wärtige Handeln unterstützte Ziel "Europäische temtoriale
Zusammenarbeit" (Interreg-Programm) nach deren Inkraft-

treten abgeben wird.

§15
Fortgeitung

§ 2 Abs. 1 bis 4 und 6 sowie die §§ 3 bis 14 gelten über
das Haushaltsjahr 2021 hinaus bis zum Tage des Inkrafttre-
tens des Thüringer Haushaitsgesetzes für das Jahr 2022.

§16
Gieichstellungsbestimmung

Status- und Funktionsbezeichnungen in diesem Gesetz
geiten für alle Geschlechter,

§17
Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt am 1 , Januar 2021 in Kraft.

13
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LANDESHAUSHALTSPLAN 2021

- Gesamtplan -

Teil l Haushaltsübersicht

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben
B. Zusammenfassung derVerpflichtungsermächtigungen der

Einzelpläne

Teil 11 Finanzierungsübersicht

Teil III Kreditfinanzierungsplan

Hinweis: Nach § 1 Satz 2 ThürLHO wird mit dem Haushaltsgesetz nur der Gesamtplan des Haushaltsplans verkündet. Auskunft
darüber, bei welchen Stellen Einzelpläne und Anlagen des Landeshaushaltsplans eingesehen werden können, erteilt das
Thüringer Finanzministerium, Ludwig-Erhard-Ring 7, 99099 Erfurt. Unter folgender Internetadresse:
www.finanzen.thueringen.de steht der Haushält 2021 zur Onlineansicht und zum Download zur Verfügung.
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Landeshaushalt Gesamtplan

Teil l Haushaltsübersicht 2021

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne

Einzelplan

1

01

02

03

04

05

06

07

08

09

10

11

12

16

17

18

Summe 2021

Summe 2020

Vgi. zu 2020

Einnahmen

0
Einnahmen aus

Steuern und

steuerähnlichen
Abgaben

-EUR-

2

15.200.0001

600.0001

7.184.000.0001

7.199.800.000!

7.446.700.0001

-246.900.0001

1
Verwaitungsein-

nahmen,
Einnahmen aus
Schuldendienst

und dgl.

-EUR-

3

116.900

2.157.800

35.152.800

5.517.100

110,026.400

15.032.600

15.806,400

19.783.200

5.940.700

38.887.400

9,900

500

43.000

29.102.000

277.576.700

256.382.500

+21.194.200

2
Einnahmen aus

Zuweisungen und

Zuschössen mit
Ausnahme für

Investitionen

-EUR"

4

356.600

7.807.800

21.153.500

1.230.000

3.064.000

205.082.400

360.281.100

384.200

450.164.100

24.949.000

1.502.672.400

2.577.145.100

2.490.669.500

+86.475.600

3
Einnahmen aus
Schuldenauf-

nahmen, aus

Zuweisungen
und Zuschüs-

sen fürlnvesti-

tionen, beson-
dere Finan2ie"

rungseinnahmen

-EUR-

5

36.400

33.792.000

304.553.300

24.954.900

1.450.000

170.267.900

787.000.000

9.721.600

1.331.776.100

915.306.300

+416.469.800

Summe

Einnahmen

-EUR-

6

116.900

2.514.400

42.997.000

60.462.600

111.256.400

18.096.600

525.442.100

405.019.200

22.974.900

659.919.400

9.900

500

24.992.000

9.502.774.400

9.721.600

11.386.297.900

11.109.058.300

+277.239.600

4
Personal-

ausgaben

-EUR-

7

41.108.000

33.048.800

440.649.400

1.421.607.100

241.168.600

173.910.200

17.448.400

50.240.200

60.125.900

167.512.500

8.097.200

407.500

15.612.700

510.225,100

3.181.161.600

3.084.763.206

+96.398.400
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Landeshaushalt Gesamtplan

Teil l Haushaltsübersicht 2021

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzeipläne

5
Sachliche

Verwaltungs.

ausgaben

usw.,

Ausgaben für
den

Schuidendienst

-EUR-

8

7.933.300

15.194.500

76.335.300

44.178.400

149.023.300

17.087.600

41.222.800

37.088.900

29,656.800

86.633.100

545.200

101.000

85.320.500

412.054.100

23.762.100

1.026.136.900

1.002.035.100

+24.101.800

6
Ausgaben für
Zuweisungen

und

Zuschösse mit
Ausnahme für
Investitionen

•EUR-

9

13.565.100

145.971.800

26.007.200

420.859.500

127.746.300

647.300

933.925.800

549.134.200

45.645.600

555.967.700

3.200

18.394.200

2,584.049.500

5.421.917.400

5.358.766.200

+63.151.200

Ausgaben

7
Baumaßnahmen

EUR-

10

365.0001

250.000 |

1.000,0001

230.000!

22.650.000 |

28.950.3001

101.716.1001

250.0001

107.610.700

263.022.1001

246.120.1001

+16.902.000|

8
Sonstige

Ausgaben für
Investitionen und

Investitions-

förderungs-
maßnahmen

-EUR-

11

1.377,500

35.049,200

116.117.700

92.162.000

2.341.800

713.200

433.916.200

77.250.900

125.564.300

317.006.100

44.008.000

182.810.700

60.761.800

1.489.079.400

1.417.035.100

. +72.044.300

9
Besondere

Finanzierungs-

ausgaben

-EUR-

12

4.649.100

36.400

295,000

4.980.500

338.600

+4.641.900

Summe

Ausgaben

-EUR"

13

63.983.900

229.629.300

659.359.600

1.978.807.000

525.929.100

192.588.300

1,449.163.200

713.750.600

290.237.900

1.228.835.500

8.645.600

508.500

163.335.400

3.689.389.400

192.134.600

11.386.237.900

11.109.058.300

+277.239.600

+ überschuss

-Zuschuss

-EUR-

14

-63.867.000

-227.114.900

-616.362.600

-1.918.344.400

-414.672.700

-174.491.700

-923,721,100

-308.731.400

-26,7.263.000

-568.916.100

-8.635.700

-508.000

-138.343.400

5.813.385.000

-182.413.000

0

0

+0
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Landeshaushalf Gesamtplan

Teil l Haushaltsübersrcht 2021
B. Zusammenfassung der Verpfiichtungsermächtigungen der Einzelpiäne

Einzei-

plan

1

01

02

03

04

05

06

07

08

09

10

11

12

16

17

18

Bezeichnung

2

Thüringer Landtag

Thüringer Staatskanzlei

Thüringer Ministerium für inneres und Kommunales

Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport

Thüringer Ministerium für Migration, Justiz und
Verbraucherschutz

Thüringer Rnanzministerium

Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitale Gesellschaft

Thüringer Ministerium für Arbeit, Soziales,
Gesundheit. Frauen und Familie

Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und
Naturschutz

Thüringer Ministerium für Infrastruktur und
Landwirtschaft

Thüringer Rechnungshof

Thüringer Verfassungsgerichtshof

Informations- und Kommunikationstechnik

Allgemeine Finanzverwaltung

Staatliche Hochbaumaßnahmen

Zusammen

Ve r-

pf l ich -

tungs-
ermächti-

gungen

2021

3

652.565

103.042

282.920

10.875

42.100

697.855

256.025

167.126

1.273.084

115.680

16.582

105.447

3.723.301

durch die Verpflichtungsermächtigung entstehende
Rechtsverpflichtungen

2022

4

130.7041

25.8451

94.7981

5.170l

3.300|

223.874!

90.265)

91.028!

226.695]

43.9561

9.478|

78.2251

1.023.337J

2023

1.000EUR

5

122.262

25.979

89,153

750

3.900

204.368

62.490

52.242

187.169

32.444

7.105

26.722

814.583

2024

6

120.330

13.356

72.170

184

4.700

176.021

49.780

20.075

85.431

19.225

500

561.772

2025 ff.

7

279.270

37.863

26.800

4.770

30.200

93.593

53.490

3.782

773.788

20.055

1.323.610

17.
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Landeshaushalt Gesamtplan

Teil II Finanzierungsübersicht 2021

1

Ermittlung des Finanzierungssaldos

1. Ausgaben

abzüglich

1.1. Tilgungsausgaben am Kreditmarkt

1.2. Zuführungen an RückSagen, Fonds und Stöcke

1.3. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren

1.4. Haushaitstechnische Verrechnungen

Ausgaben im Finanzierungssaldo

2. Einnahmen

abzog lich

2.1. Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

•2.2. Entnahmen aus Rück!agen, Fonds und Stocken

2.3. Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre

2.4. Haushaltslechnische Verrechnungen

Einnahmen im Finanzierungssaldo

3. Finanzierungssaldo •

Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

4. Verschuldung am Kreditmarkt

4.1. Tilgungsausgaben an Kredtfmarkt

4.2. Schuldenaufnahmen am Kreditmarkt

Saldo

5. Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

5.1. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren

5,2. Einnahmen aus. Überschüssen der Vorjahre

Saldo

6. Rücklagenbewegung

6.1. Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke

6.2. Entnahmen aus Rückiagen, Fonds und Stöcken

Sakfo

7. Finanzierungssaldo (aus Nr. 4, 5 und 6)

Betrag
für

2021
EUR

2

11.386.297.900

66.443.000

331,400

11.319.523.500

11.386.297.900

790.118.000

331.400

10.595.848.500

-723.675.000

66.443.000

66.443.000

790.118.000

-790.118.000

"723.675.000

18



Thüringer Landtag " 7. Wahlperiode Drucksache 71 1498

Landeshaushalt

Teil III Kreditfinanzierungsplan 2021

Gesamtplan

1

A. Kredite am Kreditmarkt

!. Aufnahme von Krediten am Kreditmarkt (§ 2 ThürHhG 2021 unter

Berücksichtigung der geplanten Auswirkungen des Thüringer Gesetzes zur

finanzpolitischen Vorsorge für die steigenden Ausgaben der Beamtenversorgung)

[!. Tilgung von Krediten am Kredifmarkt

III. Nettokreditaufnahme (+)/ Nettokredittilgung (-) am Kreditmarkt (Nr. l abzgi. Nr. It)

B. Kredite im öffentlichen Bereich

!. Einnahmen aus Krediten im öffentlichen Bereich

il. Ausgaben zur Schuldentilgung im öffentlichen Bereich

III. Netto-TJigung im öffentlichen Bereich

Betrag
für

2021
Mio. EUR

2

843,1

909,5

-66,4

0,0

0,0

0,0
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Begründung:

A. Allgemeines

Mit dem von der Landesregierung in den Landtag eingebrachten Ent-
wurfdes Thüringer Haushaltsgesetzes 2021 wird der Landeshaushalts-
pian für das Haushaltsjahr 2021 festgestellt.

Im Thüringer Haushaitsgesetz 2021 werden mit der Feststellung des
Landeshaushaitsplans allgemeine haushaltsmäßige Regelungen ver-
bunden, für die die Gesetzesform besser geeignet ist ais die Niederle-

gung im Landeshaushaltsplan selbst. Die allgemeinen Regelungen der
Vorjahre werden aufgrund der Haushaitslage für das Haushaltsjahr 2021
teiis fortgesch rieben sowie teils weiterentwickelt und ergänzt.

B. Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu § 1 - Feststellung des Landeshaushaltsplans

Die Bestimmung legt das Haushaitsvolumen für das Haushaltsjahr fest.

Zu § 2 - Kredifermächtigungen und Haushaltsausgieich

Nach Artikel 98 Abs. 2 Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen
bedarf unter anderem die Aufnahme von Krediten einer der Höhe nach
bestimmten oder bestimmbaren Ermächtigung durch Gesetz.

.Zu Absatz 1

Die Kreditermächtigung in Absatz 1 dient ausschließlich der Erneuerung
der im Haushaltsjahr2021 ausiaufenden Kredite, sei es, dassdie Kredite
Vertrags mäßig auslaufen oderdass sie vorzeitig getiigt werden. Die Re-
gelung bezieht sich auf den Haushaltsvolizug des Haushaltsj'ahres 2021.
Es handelt sich um eine Ermächtigung zur Erneuerung der ausiaufen-

den Kredite. Die Erneuerung ist möglich, die ermöglichte Umschuidung
aber nicht zwingend. Wird die Umschuldungsmöglichkeit nicht in An-
Spruch genommen, bedeutet dies, dass Kredite in der entsprechenden
Höhe endgültig getiigt werden. Die Entscheidung über die Inanspruch-
nähme der Kreditermächtigung obliegt dem für Finanzen zuständigen
Ministerium. Die Entscheidung ist nach pfiichtgemäßem Ermessen un-
ter Berücksichtigung des Grundsatzes derWirtschaftlichkeit und Spar"
samkeitzu treffen.

!n den vergangenen Jahren kam es zu größeren Schwankungen bei der

Zinsentwicklung am Kapitalmarkt. Es ist zu enA/arten, dass sich dieser
Trend auch in den kommenden Jahren fortsetzen wird. Damit das Land
angemessen von dem.historisch niedrigen Zinsniveau profitieren kann,
ist es notwendig, im Rahmen derAnschlussfinanzierung auch Kredite
im kurzen LaufzeitenbereEch abschließen zu können. Aufgrund der ZEns-

entwicklung kann die kurzfristige Aufnahme von Krediten mit kürzerer
Laufzeit für die umzuschuldenden Kredite für das Land wirtschaftlicher,
als eine erneute langfristige Bindung sein.

Zu Absatz 2

Es erfolgt eine Regelung dahin gehend, dass ein ausgeglichenes käs"
senmäßiges Jahresergebnis im Haushaitsjahr sicherzustellen ist Durch
Maßnahmen im HaushaltsvollzugfürdieHaushaltsjahreistsicherzustel-
len, dass kein Überschuss oder Fehlbetrag im Sinne des § 25 derThü-
ringer Landeshaushaitsordnung (ThürLHO) entsteht.
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Sofern ein Fehlbetrag droht, können die in der Thüringer Landeshaus"
haltsordnung bekannten Maßnahmen ergriffen werden. Vollständig-
keitshalberwird geregelt, dass zur Herstellung des Haushaltsausgleichs
auch eine Entnähme aus Rücklagen im Haushaltsvollzug mögiich ist.
Insbesondere ist auch eine Entnähme zur Deckung von Ausgaberes"

ten möglich.

Sofern sich abzeichnet, dass ein Uberschuss zu erwarten ist, kann zur
Herstellung des Ausgleichs von der Inanspruchnahme der Krediter-

mächtigung nach Absatz 1 abgesehen werden oder ein Betrag an eine
allgemeine Haushaltsausgleichsrücklage oder an eine Rückiage für !n-
vestitionen zugeführt werden. Im Hinblick auf die Kreditermächtigung
nach Absatz 1 handelt es sich um eine Klarsteiiung, da bereits nach
dem Wortlaut des Absatzes 1 keine Verpflichtung zur Ausschöpfung
der Kreditermächtigung besteht. Eine Kombination der Maßnahmen ist
mögiich. Das für Finanzen zuständige Ministerium kann ais das für den
Haushaltsvollzug zuständige Ministerium im Rahmen der pflichtgemä-
ßen Ermessensausübung entscheiden, welche Maßnahmen getroffen
werden. Mit den Rücklagen kann Vorsorge getroffen werden, um zu-
künftige Haushaltsspieiräume - insbesondere für Investitionen - zu er-

halten und abzusichern.

Von den allgemeinen Rücklagen nach Absatz 2 sind die spezielleren,
zweckgebundenen Rücklagen auszweckgebundenen Einnahmen nach

§ 4 zu unterscheiden.

Zu Absatz 3

Um mit günstigen kurzfristigen Krediten eventuelle Liquiditätsengpäs-
se in Form von Kassen krediten überbrücken zu können, können solche

Kredite in Höhe von zwölf vom Hundert des in § 1 für das Haushalts-
Jahr festgestellten Haushalfsvoiumens aufgenommen werden. Damit
wird die LEquidität des Landes sichergestellt, aber auch die Möglichkeit
derAufnahme solcher Kredite begrenzt, um die Zinsbelastung des Lan-

deshaushalts nicht schrankenlos laufen zu lassen.

Zu Absatz 4

Der Absatz enthält Regelungen über den Zeitpunkt der Kreditaufnahme.

Zu Absatz 5

Aus kreditpolitischen Erwägungen und aus Gründen derWirtschaftlich-
keit eröffnet die in Absatz 5 enthaltene Ermächtigung die Möglichkeit, ab
dem 1. Oktober des Haushaitsjahres den Kreditmarkt flexibel zu nutzen.
Am Anfang eines Kaienderjahres sind die Kapitalmärkte durch den ho-
hen LEquiditätsbedarf der einzelnen Marktteiinehmer in der Regel stark
beansprucht. Die große Nachfrage führt zu steigenden Zinsen. Die Op-
tion, Anschlussfinanzierungen bereits zum Ende des laufenden Haus"
haitsjahres für das kommende Haushaltsjahr zu tätigen, dient der Wirt-
schaftlichkeit und Sparsamkeit.

Zu Absatz 6

Es wird der Empfehlung des Rechnungshofs hinsichtlich eines konkre-
ten Umfangs derivativer Finanzinstrumente Rechnung getragen.
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Zu § 3 " Deckungsfähigkeit

Die Deckungsfähigkeit eröffnet einen Spielraum für den Haushaitsvoll-
zug. Sie ermöglicht es, die vielschichtigen Aufgaben der Landesven/üai-

tung und poiitischen Programme trotz der zunehmenden Enge des Lan"
deshaushalts effektiv durchführen zu können. Die Bestimmungen feisten
auch einen Beitrag zur DeregulEerung. Sie heifen, eine Vieizahl von über-

planmäßigen Ausgaben zu vermeiden.

Zu Absatz 1

Die Regelung eröffnet die gegenseitige Deckungsfähigkeit innerhalb ei-
nes Einzeiplans derPersonaiausgaben (Nauptgruppe 4) untereinander
und unter Einbeziehung der sachlichen Verwaltungsausgaben Gruppen
511, 525 und 527. Zusätzlich ermöglicht Satz 1 Nr. 2 innerhalb eines
Kapitels die Ausgaben der Hauptgruppe 5 mit Ausnahme der Titel der
Gruppe 529 gegenseitig zu decken. Von den DeckungsfähEgkeiten sind
Persohalaufwendungen für Abgeordnete (Obergruppe 41 in Kapitel 01
01) und die Verfügungsmitte! (Gruppe 529) ausgenommen.

Zu Absatz 2

Es werden Regelungen zur Deckungsfähigkeit innerhalb des Einzel-
pians 18 (Staatliche Hochbaumaßnahmen) getroffen. Dies dient der er"
höhten Flexibilität und demAbbau von Verwaltungsaufwand. Durch die
erweiterte Deckungsfähigkeit kann kurzfristig auf Änderungen im Bauab-
lauf bei laufenden Baumaßnahmen reagiert werden. Die Deckungs-
fähigkeit wird nach Satz 2 dadurch begrenzt, dass die festgesetzten
Gesamtausgaben der jeweiligen Baumaßnahme verbindlich sind. Die
Bewirtschaftungskosten, weiche unter anderem ab dem Haushaltsjahr

2021 im Kapitel 18 26 bewirtschaftet werden, sollen jedoch auch wei-
terhin konsequent von den BaLjkosten getrennt werden. Die bisherige

DeckungsfähEgkeit der Ausgaben der Hauptgruppe 5 innerhalb des Ein"
zelplans 18 wurde daher begrenzt.

Zu Absatz 3

Es werden Regelungen zur Deckungsfähigkeit innerhalb des Einzel-
plans 16(!nformations-und Kommunikationstechnik) getroffen. Die De-
ckungsfähigkeit der Hauptgruppen 5 und 8 werden jeweils erweitert.
Insofern ist die Bestimmung bezüglich des Einzeiplans 16 eine SpezE"
alregelung zu Absatz 1. Dies dient der erhöhten Flexibilität und dem Ab-
bau von Verwaltungsaufwand. Durch die erweiterte Deckungsfähigkeit
kann kurzfristig auf Veränderungen in Projekten der informations- und
KommunikatEonstechnEk reagiert werden.

Die Inanspruchnahme der kapitelübergreifenden Deckungsfähigkeit er-
folgt im Einvernehmen mit den betroffenen Beauftragten für den Haushalt.

Zu Absatz 4

Um im interesse der wirtschaftlichen Verwendung von Mitteln den Ab-
schluss von Leasingverträgen flexibler handhaben zu können, wird in
Absatz 4 eine einseitige Deckungsfahigkeit der Titel der Gruppe 811
zugunsten der Titel der Gruppe 518 innerhalb eines Kapitels geregelt.
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Zu Absatz 5

Zur Wahrung der Budgethoheit des Gesetzgebers ist eine Deckungsfä"
higkeit nur für Ausgaben oderVerpflichtungsermächtigungen gegeben,
zwischen denen ein verwaitungsmäßiger oder sachlicher Zusammen-
hang besteht oder die Deckungsfähigkeit eine wirtschaftliche und spar-
same Verwendung fördert. Klarstellend wird in Satz 2 geregelt, dass die
Deckungsfahigkeit ausgeschlossen ist, wenn ein Titel oder eine Ver-

pflichtungsermächtigung einer Verfügungsbeschränkung unterliegt. So
stehen gesperrte Titel oder Verpflichtungsermächtigungen, soweit die
Sperre nicht aufgehoben werden kann, nicht als Deckungsquelie zur

Verfügung. Ebenso kann durch eine spezielle Zweckbestimmung in
verbindlichen Eriäuterungen (Je nach Formuiierung) eine Verfügungs-
beschränkung bestehen.

Zu § 4 - Zweckgebundene Rücklagen

Zu Absatz 1

Werden bei zweckgebundenen Einnahmen im Haushaltsjahr keine Aus-

gaben in entsprechender Höhe getätigt, werden die Einnahmen geson-
derten Rücklagen zugeführt. Damit wird sichergesteilt, dass die Ein-
nahmen zur Deckung der korrespondierenden Ausgaben und somit zur

Erfüllung des Zwecks zur Verfügung stehen.

Zu Absatz 2

Es werden die Fälle genannt, in denen eine Entnähme aus den Rück-

lagen erfolgt. Dadurch wird sichergestellt, dass die Zweckbindung der
Einnahmen gewahrt bleibt.

Nach Nummer 1 kann eine Deckung von entsprechenden Ausgaberes-
ten erfolgen. Die Einwilligung zur Inanspruchnahme von Ausgaberesten
darf nach § 45 Abs. 3 Halbsatz 2 ThürLHO nur erteilt werden, wenn in
demselben oder einem anderen Einzelplan Ausgaben in gleicher Höhe
bis zum Ende des laufenden Haushaltsjahres nicht geleistet werden oder
im laufenden Jahrzweckgebundene Einnahmen von Dritten zurVerfü-
gung stehen oder wenn Ausgabemittel zur Deckung derAusgabereste
besonders veranschlagt sind. im Bereich von zweckgebundenen Ein-

nahmen kommt es oft zu jährlichen Verschiebungen, so dass die Ein-
nahmen sm Vorjahr, aber nicht im laufenden Jahr zur Verfügung stehen.

Aufgrund des Prinzips der Jährlichkeit kommt es hier zu unsachgerech-
ten Ergebnissen. Das Verlangen einer EEnsparauflage im EEnzelplan ist
in diesen Fällen nicht sachgerecht und oftmals aufgrund der großen Vo-
iumina auch nicht im Einzelplan leistbar. Es ist sachgerecht, dass zur
Deckung dieser Ausgaberest, eine Entnähme aus der aus den zweck-
gebundenen Einnahmen gebildeten Rück!age erfolgt. Die zeitlichen Ver-
schiebungen werden so im Ergebnis ausgeglichen.

Zu Absatz 3

Es ist ein Einwiiligungsvorbehalt des für Finanzen zuständigen Minis-
teriums geregelt.

Zu § 4 a " Entnähme aus dem Thüringer Pensionsfonds

Nach § 4 des Thüringer,Pensionsfondsgesetzes ist eine Entnähme aus
dem Sondervermägen allein nach Maßgabe eines Gesetzes zur schritt-

weisen Entiastung von Versorgungsaufwendungen zulässig. Es erfolgt
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eine Regelung im Thüringer Haushaitsgesetz 2021 mit der ausdrück-
lichen Festlegung, dass entnommene Mittel zur Deckung der Versor-

gungsaufwendungen dienen.

Zu § 5 "Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Finanzierungen

Zu Absatz 1

Die Behörden der Landesverwaltung sind verpflichtet, die wirtschaftlichs-
te und sparsamste Form der Errichtung, Finanzierung und Betreibung

unter Berücksichtigung der direkt messbaren finanzieiien und der ge-
samtwirtschaftiichen Faktoren zu finden. Dabei sind auch Aspekte der
demographischen Entwicklung einzubeziehen.

Zu Absatz 2

Es wird die Möglichkeit eröffnet, für Bauinvestitionen mit Einwilligung des
Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags rechtliche Verpflich-

tungen für alternative Finanzierungsformen ei.nzugehen.

Zu § 6 - Über- und außerpianmäßige Ausgaben und Verpflichtungser-

mächtigungen

Zu Absatz 1

Absatz 1 trifft die Bestimmung der Höchstgrenze von über" oder außer-
planmäßigen Ausgaben, bis zu der nach § 37 Abs. 1 Satz 4 ThürLHO
von einem Nachtragshaushalt abgesehen werden kann. Der Betrag wird
wie in den Vorjahren auf vier Millionen Euro festgesetzt.

Zu Absatz 2

Absatz 2 trifft die Bestimmung der Betragsgrenze nach § 37 Abs. 4 Halb-
satz 1 ThürLHO zur Meldung von über- und außerplanmäßigen Ausga-
ben an den Landtag. Der Betrag wird wie auch in der Vergangenheit auf
50.000 Euro festgelegt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 regelt die entsprechende Anwendbarkeit des Absatzes 1 auf
über- und außerpianmäßige Verpflichtungsermächtigungen. Entspre-
chend der Regelung in Absatz 1 wurde auch hier die Betragsgrenze auf
vier Millionen Euro festgesetzt.

Zu § 7 - Personalwirtschaftliche Regelungen

Zu Absatz 1

Das für Finanzen zuständige Ministerium erhält durch diese Regelung die
notwendige Ermächtigung, haushaitsmäßige Bestimmungen im Haus-
haltsvollzug zu erlassen, die aufgrund gesetzlicher Änderungen oder
Änderungen im Tarifve rtragsrecht erforderlich sind. Werden Gesetze
erlassen oder geändert oder werden neue tarifrechtliche Regelungen

unterjährig getroffen, so können die haushaltsmäßigen Bestimmungen
an die Änderungen des materiellen Rechts angepasst werden. Dies be-

trifft insbesondere Anpassungen an Änderungen des Besoldungsrechts.
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Zu Absatz 2

Damit wird eine Möglichkeit geschaffen, aus Drittmitfein finanziertes Per-
sonal in den Stellenpian aufzunehmen. Die Drittmittel müssen zweckge-

bunden für die Einstellung von Personal zur Verfügung stehen.

Zu Absatz 3

Es wird eine Möglichkeit geschaffen, für bislang außerhalb des regulä-
ren Stellenpians geführte Landesbedienstete oder Bedienstete von Kör-
perschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, soweit
diese bisher aus dem Landeshaushalt finanziert werden, die Stellenplä-
ne und Stelienübersichten zu ergänzen, soweit dies im Zusammenhang
mit organisatorischen Maßnahmen steht und eine sparsame und wirt-

schaftliche MEttelverwendung sichergestellt ist.

im Zusammenhang mit organisatorischen Maßnahmen, die eine Ein-
gliederung in den Landeshaushalt zur Folge haben, kann eine verän-

derte Darstellung oder das Ausbringen neuer Stellen erforderlich sein.
Eine Anpassung der Steltenpläne und SteifenübersEchten an organisa-
torische Maßnahmen im Vollzug soll ermöglicht werden.

Zu Absatz 4

Die GFAW-Gesellschaft fürArbeits- und Wirtschaftsförderung des Frei-
Staats Thüringen mbH übernimmt unter anderem Em Wege der Beleihung
nach §44 Abs. 3 ThürLHO Aufgaben Em Bereich des Zuwendungsrechts.
Sofern Aufgaben, die bisher durch die GFAW-Gesellschaft fürArbeits-
und WErtschaftsförderung des Freistaats Thüringen mbH wahrgenom-
men werden, in Zukunft durch die Landesverwaltung wahrgenommen
werden sollen, ist zur Umsetzung einer solchen organisatorischen Maß-

nähme im Vollzug eine Ermächtigung zur Ergänzung der Stelienpläne
und SteilenübersEchten sowie zurAusbringung von entsprechenden Aus"

gabeermächtigungen erforderlich.

Zu Absatz 5

Es wird die Verwaltung von Pianstelien und Stellen geregelt, die mit
kw-Vermerk ohne eine konkrete Datumsangabe versehen sind. Wer-

den diese Pianstellen und Stellen frei, gilt eine WEederbesetzungssper-
re. Mit der Aufstellung des nächsten Haushaltsplans fallen sie weg. Er-

gänzend werden Regelungen dahin gehend getroffen, wie zu verfahren
ist, wenn mehrere Plansteljen oder Steilen der gleichen Wenigkeit vor-
handen sind. In diesem Fall beziehen sich die Wiederbesetzungssper-

re und der Wegfalt auf die nächste frei werdende Planstelle oder Stelle.

Zu Absatz 6

Die Regelung erlaubt für den Fall des freiwiiiigen Ausscheidens von Be-
diensteten die Zahlung von Abfindungen aus den Haushaitsansätzen
für Besoldung und Entgelt, soweit damit Maßnahmen der Personalem"

sparung durchgesetzt und im Ergebnis dauerhaft Steiien in Abgang ge-
stellt werden. Dabei dürfen die genannten Haushaltsansätze nicht über-
schritten werden.
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Zu § 8 - Leerstellen, Abordnungen

'Zu Absatz 1

In den Sätzen 1 und 2 wird die Möglichkeit geregelt, mit Zustimmung
des für Finanzen zuständigen Ministeriums, Leerstellen unter bestimm-
ten Voraussetzungen auszubringen.

Zugleich wird in den Sätzen 3 bis 5 bestimmt, dasszurVen/valtungsver-
einfachung die Zustimmung über das laufende Haushaltsjahr hinaus bis
zum Ende der jeweiligen Maßnahme erteilt werden kann.Arbeitsverträ-
ge mit Vertretungskräften sind zweckbefristet zu gestalten. Spätestens
mit Beendigung der Maßnahme entfallen die Leerstellen. Entsprechend
wurde klarstellend in Satz 6 ergänzt, dass durch die stelle n bewirtschaf-
tende Steile sicherzustellen ist, dass zum Zeitpunkt des Wegfaifs der
Leerstelle bei Rückkehr des Bediensteten eine entsprechende besetz-
bare Pianstelle zur Verfügung steht. Die stellenbewirtschaftende Steile
hat dafür Sorge zu tragen, dass es nicht zu Uberschneidungen kommt.
Eine ausnahmsweise dauerhafte Einstellung einer Vertretung s kraft setzt
voraus, dass zum Zeitpunkt des Wegfalls der Leerstelle eine andere ent"

sprechende Planstelle zur Verfügung steht. Aus verwaltungsökonomi-
sehen Gründen gilt zudem für bereits ausgebrachte Leersteilen die Zu-
Stimmung als erteilt.

Zu Absatz 2

Leerstelien für die sogenannte EIternzeit gelten vom Beginn der Beur-

laubung an als ausgebracht, soweit die entsprechende Stelle innerhalb
des Beurlaubungszeitraums anderweitig besetzt werden soff. Die Zustim-
mung des für Finanzen zuständigen Ministeriums ist erforderlich, wenn

der Beamte ein Amt inne hat, das der Besoldungsgruppe A 16 oder der
Besoldungsgruppe B 2 oder höher zugeordnet ist.

Die Regelung dient der Verwältungsvereinfachung. Der ganz überwie-
gende Teii der Leerstellen wird für eine notwendige Vertretung eines Be-
amten in sogenannter Elternzeit benötigt. Eine Verweigerung der Zu-
Stimmung durch das für Finanzen zuständige Ministerium wurde in der
Praxis bislang nur in seltenen Fällen für notwendig erachtet.

Der unabweisbare und vordnngliche Personalbedarf muss als Grund-

Voraussetzung für die Einstellung einer Ve rtretungs kraft vom jeweiligen
Ressort in eigener Zuständigkeit geprüft werden. Nur bei positiver Ent"
Scheidung giit die Leerstelle ais ausgebracht.

Die Zustimmung des für Finanzen zuständigen Ministeriums ist nach
Satz 2 in bestimmten Ausnahmefällen vorgesehen. Leerstellen führen

zwar an sich nicht zu einer Belastung des Landeshaushaits, allerdings
wird bei einer Einstellung einer Vertretungskraft auf eine mögliche Ent-
lastung verzichtet. Ab der Besoldungsgruppe A 16 oder der Besoidungs-
gruppe B 2 oder höher ist daher wie bisher eine Zustimmung des für Fi-
nanzen zuständigen Ministeriums erforderlich.

Auch hier wird klarstellend durch die Erweiterung der Verweisung er-

gänzt, dass durch die stellenbewirtschaftende Stelle sicherzusfeilen ist,
dass zum Zeitpunkt des WegfaSls der Leerstelle bei Rückkehr des Be-
diensteten eine entsprechende besetzbare Plansteiie zur Verfügung
steht. Die stellen bewirtschaftende Steile hat dafür Sorge'zu tragen,
dass es nicht zu Überschneidungen kommt. Eine ausnahmsweise dau-

erhafte Einstellung einer Vertretungskraft setzt voraus, dass zum Zeit"
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punkt des Wegfalls der Leerstelie eine andere entsprechende Planstei-

ie zur Verfügung steht.

Zu Absatz 3

Aufgrund dieser Regelung können ausgebrachte Leerstellen gehoben
werden, wenn der "Leersteileninhaber" aus beamtenrechtlichen Grün-

den befördert werden soll

Zu Absatz 4

Mit dieser Bestimmung wird klargestellt, dass für Beamte, die im Rah-
men derAbleistung von Probezeiten abgeordnet werden, die Personal-
ausgaben von der abordnenden Verwaltung zu tragen sind.

Zu Absatz 5

Es wird die Möglichkeit geschaffen, Leersteiien in den Fällen auszubrin-
gen, in denen Arbeitnehmer arbeitsunfähig sind und keine Ansprüche
auf Entgelt im KrankheEtsfail bestehen. Es dürfen weder Ansprüche auf
Entgeltfortzahlung noch Krankengeldzuschuss bestehen. Fälle, in denen
eine Erstattung von dritter Seite an das Land erfolgt, werden nicht erfasst.

Da bei Beamten und Richtern für die Dauer der Krankheit die Besoi-
düng fortgezahlt wird, kommt unter fiskalischen Aspekten nur die Be-
rücksichtigung von Tarif beschäftigte n in Betracht. Bei diesen ist eben-
falls Voraussetzung, dass durch das Land kein Entgelt im Krankheitsfall
entrichtet wird.

Die Ausbringung von Leersteiien ist auch möglich, wenn Arbeitnehmern
eine volle oder teilweise Erwerbsminderungsrente als Rente auf Zeit nach
§ 102 Abs. 2 des Sechsten Buches SozEalgesetzbuch gewährt wird und
aufgrund dessen Arbeitsverhaltnisse nach § 33 Abs. 2 Satz 5 und 6 des
Tarifvertrags für den öffentlichen Dienst der Länder ruhen, so dass kei-
ne Ansprüche auf Entgelt gegen das Land bestehen.

Durch den Verweis in Satz 3 auf Absatz 1 Satz 3 bis 6 wird klarstellend
ergänzt, dass durch die stellenbewirtschaftende Stelle sicherzusteiien
ist, dass zum Zeitpunkt des Wegfails der Leerstelle bei Rückkehr des
Bediensteten eine entsprechende besetzbare Stelle zur Verfügung steht.

Die stelienbewirtschaftende Stelle hat dafür Sorge zu tragen, dass es
nicht zu Überschneidungen -kommt. Eine ausnahmsweise dauerhaf-

te Einstellung einer Vertretungskraft setzt voraus, dass zum Zeitpunkt
des Wegfalls der Leerstelle eine andere entsprechende Stelle zurVer-

fügung steht.

Zu Absatz 6

Absatz 6 regelt die entsprechendeAnwendung derAbsätze 1 bis 4 auch
auf Richter und Arbeitnehmer.

Zu § 9 " Sperren

Zu Absatz 1

Die Bestimmung erweitert die rechtlichen Möglichkeiten des für Finanzen
zuständigen Ministeriums, neben den nach § 41 ThürLHO auszuspre-
chenden haushaitswErtschaftlichen Sperren auch Ausgaben zu sperren,
für die unvorhergesehen Zuwendungen durch Dritte bereitgestellt wer-
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den. Das heißt, wenn derveranschlagteAusgabenzweck bereits durch
die Leistung eines Dritten erreicht wird, so dass es einer Ausgabe aus
dem Landeshaushalt nicht mehr bedarf, können die entsprechenden
Mittel gesperrt werden.

Zu Absatz 2

Bei den von Dritten mitfinanzierten Ausgaben sind nach Absatz 2 die
Landesmittel in dem Verhältnis gesperrt, in dem der Dritte seinen Mitfi-
nanzierungsbeitrag mindert. Gleichzeitig werden Möglichkeiten zurAuf-
hebung der Sperre normiert. Hauptanwendungsfail sind gemeinsame
Förderprogramme von Bund und Ländern, die einen prozentualen Ko-
finanzierungsanteil des Landes vorsehen. Kommt es bei einem dieser

Förderprogramme zu einer Reduktion der Bundesmittel, sind Landes-
mitte!, die der Kofinanzierung dienen, ebenfalls im entsprechenden Um"

fang gesperrt. Das für Finanzen zuständige Ministerium kann die Sper"
re aufheben und damit eine VorfEnanzierung zulassen.

Zu § 10 - Besondere Buchungsbestimmungen

Durch § 10 werden bestimmte Buchungsvorfälie im Rahmen der Haus-
halts- und Wirtschaftsführung geregelt. Die Bestimmung dient darüber
hinaus der VenA/altungsvereinfachung und bildet eine Korrektur zu ei-

ner ansonsten notwendigen, aber überflüssigen Naushaltsausweitung.

Zu Absatz 6

Für die der Umsatzbesteuerung unterliegenden Leistungen erfolgt die
Abführung der Umsatzsteuer an das jeweilige Finanzamt über die Aus-
gabetite! 542. Erstattungen aus einem Uberschuss aus einer Umsatz"

steuer-Voranmeidung oder Umsatzsteuererklärung sind bei diesen Aus-
gabetiteln abzusetzen.

Zu § 11 - Sonstige Bewirtschaftungsmaßnahmen

Zu Absatz 1

Die Erläuterungen dienen der Kiarstellung und tragen zum besseren
Verständnis der Zweckbindung bei. Werden sie für die ordnungsgemä-
ße BewErtschaftung als unerlässiich eingeschätzt, so werden sie nach
§ 17 Abs. 1 Satz 3 ThürLHO für verbindiich erklärt. Von verbindlichen
Erläuterungen soli nur in Ausnahmefällen abgewichen werden können.

Absatz 1 sieht daher grundsätziich ein EinwiiiEgungserfordernis des für
Finanzen zuständigen Ministeriums vor. Im Landeshaushaltsplan kann

darüber hinaus festgelegt werden, dass zusätzlich nur mit Zustimmung
des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags abgewichen wer"
den kann. Die Möglichkeit zurAbweichung dient der Flexibilität im Haus-
haltsvolizug.

Zu Absatz 2

Nach § 26 Abs.3 Satz 1 Nr. 2 ThürLHO sind grundsätzlich Übersichten
über die Einnahmen und Ausgaben von Steilen außerhalb der Landes-
Verwaltung, sofern sie Zuwendungen zur Deckung der gesamten Aus-

gaben oder eines nicht abgegrenzten Teils derAusgaben erhalten, dem
Haushaltspian als Anlage beizufügen oder in die Erläuterungen aufzu-
nehmen. Im Bereich der institutionellen Förderungen liegen in der Re-

gel die Haushalts- und Wirtschaftspläne im Aufsteilungsverfahren des
Landeshaushaltes noch nicht vor. Um dem InformatEonsanspruch des
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Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags entsprechen zu kön-

nen, sind diese ihm nach Vorlage zuzuleiten.

Zu Absatz 3

Satz 1 dient einer höheren Flexibilität Em Bereich der Fonds der Euro-
päischen Union. Planungsunwägbarkeiten werden abgeschwächt. Es
wird für diesen begrenzten, Bereich die Möglichkeit geschaffen, Mehr-
ausgaben zu leisten und Verpflichtungen einzugehen, soweit die ent-
sprechende Finanzierung durch Mittel der Europäischen Union erfoigt.

Die Regelung im Bereich der Fonds der Europäischen Union wird durch
Satz 2 für den Bereich der FEnanzhilfen des Bundes und der Gemein-
schaftsaufgaben für entsprechend anwendbar erklärt. Die Interessenla-

ge ist in diesem Bereich vergleichbar. Darüber hinaus wird die Möglich-
keit eröffnet Verpflichtungen einzugehen, soweit hierfür im Haushaltsjahr
Mittel von der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte Sonderaufgaben
aus dem Vermögen der Parteien und Massenorganisationen der ehema-

Eigen Deutschen Demokratischen Republik zur Verfügung gestellt oder
verbindlich zugesagt werden. Die Kopplung der Einnahmen für Mehr-
ausgaben erfolgt diesbezüglich durch konkreten Haushaltsvermerk am
Einnahmetitei.

Zu § 12 - Besserstellungsverbot

Es wird das sogenannte Bessersteflungsverbot geregelt. Das Besser-
steiiungsverbot dient grundsätzlich der Konkrefisierung'des SubsEdEari"
tätsgrundsatzes und des Gebots derWirtschaftiichkeit und Sparsamkeit.

Zu Absatz 1

Das im Zuwendungsrecht geltende Besserstellungsverbotwird normiert.

Das Besserstellungsverbot findet keine Anwendung, wenn Beschäftige
des Zuwendungsempfängers nicht mit Arbeitnehmern des Landes ver-
glichen werden können. Über die Förderung ist in diesen Fällen nach
den allgemeinen Grundsätzen der Subsidiarität, Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit im Emzelfali zu entscheiden.

Zu Absatz 2

FürdieAnwendbarkeit des Besserstellungsverbotes bei Projektförderun-
gen werden einschränkende Kriterien aufgenommen. insbesondere Zu-

wendungsempfängerim kleinen und mittelständischen Bereich sind oft
mit der Auflage des Bessersteilungsverbots überfordert. Die Regelung
dient dazu, den Aufwand beim Zuwendungsempfänger und der Verwal-

tung zu reduzieren. Klarstellend wird aufgenommen, dass das Besser-
steUungsverbot nur auf die in dem Projekt unmittelbar beteiligten Be-
schäftigten angewendet wird. Soweit Personalausgaben von unmittelbar
in dem Projekt beteiligten Beschäftigten über anteiiige Gemeinkosten
in die beantragte Zuwendung einfiießen, sind diese in die Prüfung des
Besserstellungsverbots mit einzubeziehen.

Findet das Besserstellungsverbot keine Anwendung, so verbleibt es bei
den aligemeinen Grundsätzen der SubsidiarEtät, Wirtschaftlichkeit und
Sparsamkeit.
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Zu Absatz 3

Das für Finanzen zuständige Ministerium kann in EEnzeifällen oder für
Förderbereiche Abweichungen vom Besserstellungsverbot zulassen.
Dies ist insbesondere dann möglich, wenn der vom Land verfolgte Zweck
der Förderung ansonsten nicht erreicht werden kann. Weitere Ausnah-
men können beispielsweise auch dann gerechtfertigt sein, wenn die Zu-
Wendung in einer Form ausgereicht wird, die eine Verletzung des Bes-

sersteilungsverbots beziehungsweise der mit ihm verfolgten Zwecke
mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit von vornherein aus-
schließt oder wenn durch eine Freistellung von der Einhaltung des Bes-

serste i lungs Verbots die Zuwendung wirksamer und wirtschaftlicher ver-
wendet werden kann.

Zu § 13" Uberlassung und Veräußerung von Vermögensgegenständen

Zu Absatz 1

Die Bestimmung lässt die Uberlassung oder Veräußerung von Vermö-

gensgegenständen unter bestimmten Voraussetzungen auch unterhalb
des jeweiligen vollen Wertes zu. Aufgrund der besonderen Interessenla-
ge wird die Möglichkeit einer Uberlassung oderVeräußerung unter Wert
in den dargestellten Fallgmppen geschaffen.

Zu Nummer 3

Es wird klargestellt, dass nicht nur landeseigene Einrichtungen nebst
deren Ausstattung erfasst sind, sondern auch (ais wesensgleiches Mi-
nus) Grundstücke, Nutzungsrechte an Grundstücken oder sonstige Ver-

mögensgegenstände (im Sinne des § 63 ThürLHO). Des Weiteren wer-
den auch die kommunaien Zweckverbände erfasst.

Als "angemessene Dauer" ist grundsätzlich ein prognostizierter ZeEt-

räum von zehn Jahren und, soweit Grundstücke betroffen sind, von 25

Jahren anzunehmen.

Ab einem Wert der Uberiassung oder Veräußerung von 50.000 Euro ist
die Einwilligung des Haushalts- und Finanzausschusses des Landtags
einzuholen. Betrifft die Uberlassung oder Veräußerung die Fälie des
Satzes 1 Buchst, b oder c, das heißt, sind Grundstücke oder Nutzungs-

rechte an Grundstücken betroffen, gilt die Wertgrenze von 375.000 Euro
(vergleiche Absatz 2), Bei einer Uberiassung oder Veräußerung nach
Nummer 3 wird bei der Wertgrenze zwischen Ausstattung (Vermögens-

gegenstände) und Grundstücken unterschieden.

Zu Nummer 5

Datenverarbeitungsprogramme können nur bei vereinbarter Gegensei-
tigkeit kostenlos abgegeben werden. Die Regelung basiert auf den so-
genannten "Kiefer Beschlüssen" des Kooperationsausschusses ADV

Bund/Länder/kommunaler Bereich. Eine Abgabe unter Wert an Stellen
der öffentlichen Verwaltung soll ermöglicht werden. Voraussetzung ist
jedoch die Übereinkunft, dass eine Abgabe unter Wert auf GegenseE-
tigkeit beruht.

Zu Absatz 2

Es wird die nach § 64 Abs. 2 Satz 1 ThürLHO erforderliche Festlegung
des "erheblichen Grundstückswerts" getroffen. Maßgebiich ist derVer-
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kehrswert Em Sinne des § 194 des Baugesetzbuches in der Fassung
vom 3. November 2017 (BGBI. I S. 3634) in der jeweils geitenden Fas-
sung. Die Wertgrenze findet daher auch Anwendung für Veräußerun-

gen von Grundstücken zu einem Veräußerungserlös, der unter dem
Verkehrswert liegt.

Zu Absatz 3

Absatz 3 legt die Ermächtigung zum Abschluss von Vereinbarungen
bezüglich der im Eigentum des Landes befindlichen Wertpapiere fest.

Zu § 14 - Bürgschaften, Garantien und Gewährieistungen

Die Bestimmung in den Absätzen 1 bis 4 ermächtigt das für Finanzen
zuständige Ministerium, das für Kultur zuständige Ressort, das für Hoch-
schulbibiiotheken zuständige Ministerium, den Präsidenten des Land-
tags, das für Umwelt zuständige Ministerium sowie das für Forschung
zuständige Ministerium, Bürgschaften, Garantien und Gewährleistun-
gen zur Förderung bestimmter, im Interesse des Landes liegender Zwe-

cke zu übernehmen.

Zu Absatz 1

Die Beträge sind dem voraussichtlichen Bedarf für das Haushalfsjahr
2021 angepasst. Der Bürgschaftsrahmen zur Förderung des Woh-
nungs- und Städtebaus kann auch zur Unterstützung von Maßnahmen

der Energieeffizienz beziehungsweise dem Einsatz regenerativer Ener-
gien in diesen Bereichen genutzt werden. Der Bürgschaftsrahmen zur
Förderung von Unternehmen der land- und forstwirtschaftlichen Pro-
duktion wird in Höhe von insgesamt bis zu 20 Millionen Euro beibehal-
ten. Im Bereich der Landwirtschaft besteht besonderer Bedarf, um bei
auftretenden Krisen mit Bürgschaften reagieren zu können. Der Bürg-
schaftsrahmen zur Förderung der gewerblichen Wirtschaft und der frei-
en Berufe wird in Höhe von insgesamt bis zu 500 Millionen Euro, der
Bürgschaftsrahmen zur Förderung von Organisationen und Einrichtun-
gen der Soziaiwirtschaft sowie zur Förderung von Einrichtungen des
Sports, der Wissenschaft und Forschung sowie der Kultur und Kunst in
gemeinnütziger Trägerschaft, an denen das Land ein erhebliches Inte-
resse hat in Höhe von insgesamt bis zu 30 Millionen Euro für erforder-
lich erachtet. Infolge der Corona-Krise wird ein erhöhtes Aufkommen ah

Bürgschaftsanträgen erwartet.

Satz 2 dient dazu, eine größere Flexibilität bei der Ausnutzung der zur
Verfügung stehenden Ermächtigungsrahmen zu erreichen.

Zu Absatz 2

Es werden Bürgschaftsrahmen zurAbsicherung von Ausstellungen und
Exponaten von Leihgebern geregeit. In Satz 5 wird festgelegt, dass auf
die HÖchstbeträge nach den Sätzen 1 bis 4 die aufgrund der Jeweiligen
Ermächtigungen bisheriger Thüringer Haushaitsgesetze in Anspruch ge-
nommenen Verpflichtungen angerechnet werden, soweit das Land dar-
aus noch in Anspruch genommen werden kann. in Satz 6 wird bestimmt,

dass bei einer Beendigung der Leihgabe und der Feststellung, dass das
Land aus der Übernahme der Verpflichtung zurAbdeckung von Ersatz-
ansprächen nicht mehr in Anspruch genommen werden kann oder Er-

satz seiner Leistungen erlangt hat, der dadurch frei werdende Betrag
für die Übernahme neuer Verpflichtungen wieder zur Verfügung steht.
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Zu Absatz 3

Neben allgemeinen FreisteHungen können insbesondere im Rahmen von
Freistellungsverfahren nach Artikel 1 § 4 Abs, 3 des Umweltrahmenge-
setzes vom 29. Juni 1 990 (GBI. DDR 1990 l S.649), geändert durch Ar-
tikei 12 des Gesetzes vom 22. März 1991 (BGBI.! S. 766-1928-) durch
das Land Unternehmen von der öffentlich-rechtiichen und privatrechtli-

chen Inanspruchnahme für vor dem 1. Juli 1990 entstandene Schäden
(insbesondere Altlasten) ganz oder teilweise freigestellt werden. DerAn-

Spruch derfreigesteiiten Unternehmen auf Finanzierung von Gefahren-
abwehrmaßnahmen ist unbefristet. Die Freistellungsermächtigung wird
für noch zu entscheidende sowie auch laufende Verfahren, in denen An-

derungsentscheidungen anstehen, benötigt.

Zu Absatz 4

Durch die Garantieerkiärung kann es zu einer Haftungsverlagerung zu
Lasten des Bundes kommen, da der Bund durch die Garantieerklarung
zugesichert hat, dass die Einrichtungen finanzieii durch die Bundesre-

pubiik abgesichert sind. Grundsätzlich, haften die Landeseinrichtungen-
die Zuwendungsempfänger - für die zwecke nts p reche n de Verwendung

von Zuwendungen der Europäischen Union selbst. Hat der Bund eine
Garantieerkiärung abgegeben, so haftet er, falls die Einrichtung bei ei-
ner eventuellen Rückforderung durch die Europäische Union nicht leis"
tungsfähig ist. Der Bund verlangt daher für die Erklärung gegenüber der
Europäischen Union entsprechende Freistellungserkiärungen durch die
Länder. In Thüringen betrifft die Garantieerklärung des Bundes das Ins-
tifut für Bioprozess- und Analysenmesstechnik e.V., das Institul für Mi-
kroelektronik und Mechatronik-Systeme gGmbH und das Leibniz-insti-

tut für Photonische Technologien e.V.

Die Europäische Kommission wies darauf hin, dass privatrechtiich or-

ganisierte Forschungsorganisationen und Bildungseinrichtungen und
die sogenannten Landesforschungseinrichtungen durch die Ubernah-

me einer Garantieerklärung der Bundesrepublik Deutschland "öffentli-
chen Einrichtungen" ("public bodses") im Sinne des Artikels 2 Nr. 13 der
Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 des Europäischen Parlaments und des
Rates vom 18. Dezember 2006 zur Festlegung von Regeln für die Betei-
ligung von Unternehmen, Forschungszentren und Hochschuien an Maß-
nahmen des Siebten Rahmenprogramms sowie für die Verbreitung der
Forschungsergebnisse (2007-2013) (ABI. L 391 vom 30.12.2006, S. 1)
gleichgestellt werden können.

Die "öffentlichen Einrichtungen" sind nach Artikel 38 Nr. 5 der Verord-
nung (EG) Nr. 1906/2006 im Hinblick auf den "RisEkoabdeckungsme-
chanismus", den sogenannten Garantiefonds (Artikel 38 Nr. 2 bis 4 der
Verordnung-EG-Nr. 1906/2006), privilegiert. Des Weiteren erfoigt keine
Überprüfung der finanziellen Leistungsfähigkeit der Einrichtungen (Artikel
38 Nr. 6 der Verordnung -EG- Nr. 1906/2006). Trotz zwischenzeitlicher
Aufhebung der vorgenannten Verordnung sind weiterhin Sachverhai-
te denkbar, die zu einer garantiegesicherten Haftung des Bundes füh-
ren können. Die Freistellungsregelung ist deshalb bis zum endgültigen
Abschluss des Förderprogrammes prophylaktisch aufrechtzuerhalten.

Der mit der Verordnung (EG) Nr. 1906/2006 eingerichtete und von der
Kommission verwaltete Teilnehmer-Garantiefonds hat sich als ein wich-

tiger Sicherungsmechanismus erwiesen, der die Risiken abfedert, die
sich aus geschuldeten, aber von säumigen Teilnehmern nicht zurück-

gezahlten Beträgen ergeben.
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Das Leibmz-lnstitut für Photonische Technologien e. V. ist seit dem 1. Ja"
nuar 2014 kein LandesinstEtuf mehr und gehört zur vom Bund und den
Ländern finanzierten Leibniz-Gemeinschaft. Bis zum Abschluss des Sieb-

ten Forschungsrahmenprogramms wird es weiterhin durch eine Garan-

tieerkiärung abgesichert.

Zu Absatz 5

Die interessenlage stellt sich ähnlich dar, wie bei dem in Absatz 4 ge-
regelten Sachverhalt.

Voraussichtlich wird die Verordnung (EU) des Europäischen Parlaments
und des Rates über besondere Bestimmungen'für das aus dem Euro-

päischen Fonds für regionale Entwicklung sowie aus Finanzierungsin-

strumenten für das auswärtige Handeln unterstützte Ziel "Europäische
territoriale Zusammenarbeit" (Interreg) verabschiedet. Die Kommission

verlangt von den am l nterreg-Programm teilnehmenden Mitgliedstaaten
eine Zustimmung zum KooperatEonsprogramm und eine Bestätigung der
Kofinanzierung des Interreg-Programms. Sollten die vom Programm Be-

günstigten ihren Verpflichtungen nicht nachkommen, besteht eine Ein-
standspfiicht des Mitgiiedstaates.

Durch die Erklärungen des Bundes als Vertreter des Mitglied Staate s
gegenüber der Kommission kann es somit zu einer Finanzierungs- und

Haftungsverlagerung zu Lasten des Bundes kommen. Der Bund ver-

langt daher ihm gegenüber die gleichen Erklärungen von den Ländern,
die für die Abwicklung der Interreg-Programme in Deutschland zustän"
dig sind. Die Erklärungen gegenüber dem Bund sind Voraussetzung
für eine mögliche Teiinahme Thüringer Projektpartner am interreg-Pro-
gramm. Es wird davon ausgegangen, dass die Unterzeichnung der In-
terreg-Programme durch den Bund nicht im Jahr 2020, sondern erst im

Jahr 2021 erfolgen wird.

Zu § 15 - Fortgelfung

Die Bestimmung regelt die Fortgeltung von Regelungen für den Faii, dass
der Haushaitspian des dem Gesetz folgenden Haushaitsjahres nicht vor
Beginn des Rechnungsjahres durch Gesetz festgestellt werden kann.

Zu § 16 - GleEchstellungsbestimmung

Die Bestimmung regelt, dass Status- und Funktionsbezeichnungen in
diesem Gesetz jeweils für al!e Geschlechter gelten.

Zug 17-inkrafttreten

Die Bestimmung regeit, zu welchem Zeitpunkt das Gesetz in Kraft tritt.
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Gesetze ntwu rf

der Landesregierung

Erganzungsvorlage zum Entwurf des Thüringer Haus"
haltsgesetzes 2021

A. Problem und Regelungsbedürfnis

Der Entwurf des Thüringer Haushaltsgesetzes 2021, der bereits in den
Landtag eingebracht würde, basiert auf den Ergebnissen der Mai-Steu"
erschätzung 2020. Aus der Steuerschätzung vom November 2020 ha-
ben sich Veränderungen ergeben. Auch für das Haushaltsjahr 2021
werden aufgrund der weltweiten Corona-PandemEe erhebliche Minder-
einnahmen erwartet. Darüber hinaus wurden im Rahmen der parlamen-
tarischen Beratungen weitere Bedarfe erkannt, zu deren Deckung die
zur Verfügung stehenden Mittel einzusetzen sind.

Darüber hinaus besteht inhaltlicher Anpassungsbedarf der im bishe-
rigen Entwurf vorgesehenen Regelung für eine eventuelle Aufgaben-
Übernahme von der GFAW-Gesellschaft fürArbeits- und Wirtschaftsför-
derung des Freistaats Thüringen mbH. Die ausreichende Deckung ist
nicht sichergestellt.

Außerdem wird der Bedarf für eine eventuelle Aufgabenübernahme von
der Thüringer Lehr-, Prüf- und Versuchsgut GmbH gesehen. Die Thürin-
ger Lehr-, Prüf- und Versuchsgut GmbH nimmt Aufgaben im Öffentlichen
Auftrag in den Bereichen Bildung, ökologischer Landbau, Tierzucht und
Versuchswesen wahr. Der Klimawandel sowie die Umsetzung der um-
weit- und tierwohlbezogenen Handlungsnotwendigkeiten in der Land-
Wirtschaft erfordern eine funktionsfähige Forschungs- und Entwicklungs-
basis für die Erzeugung und den Transfer praxisbezogener Lösungen,
welche durch Übertragung der Aufgaben der Thüringer Lehr-, Prüf- und
Versuchsgut GmbH auf das Land erfolgen könnte.

B.Lösung

Die Landesregierung legt dem Landtag eine Ergänzungsvorlage zum
Entwurf des Thüringer Haushaltsgesetzes 2021 mit der als Anlage bei-

gefügten Ergänzung vor.

Zum Ausgleich der Einnahmeausfälle ist eine Nettoneuverschuldung
nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 der Thüringer Landeshaushaltsordnung (Thür-

Hinweis:
Die Präsidentin des Landtags hat die Ergänzungsvortage gemäß § 67 Abs. 4
GO dem Haushalts" und Finanzausschuss überwiesen.

Vorabdruck verteilt am 2. Dezember 2020

Druck: Thüringer Landtag, 11 . Dezember 2020
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LHO) in Höhe von 288.000.000 Euro vorgesehen. Der nach der Steu-
erschätzung vom November 2020 nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 ThürLHO ma-
ximal zulässige Betrag belauft sich nach aktualisierter Schätzung auf

diesen Betrag.

Milder Nettokreditaufnahme nach § 18Abs. 2 Nr. 1 ThürLHO entfällt die
Verpflichtung zur Tilgung nach dem Thüringer Nachhaltigkejtsmodetl.

Um ausreichende Deckung für eineAufgabenübernahme von der GFAW-
Gesellschaft fürArbeits- und Wirtschaftsförderung des Freistaats Thürin"
gen mbH sicherzustellen, wird die Formulierung in § 7 Abs. 4 des Ent-
wurfs des Thüringer Haushaltsgesetzes 2021 angepasst

Zur Ermöglichung einer organisatorischen Maßnahme im Hinblick auf
die Thüringer lehr-, Prüf- und Versuchsgut GmbH wird eine Ermächti-
gung zur Ergänzung der Stellenptäne und Stelienübersichten sowie zur
Ausbringung von entsprechenden Ausgabeermächtigungen vorgesehen,

Die einzelnen Änderungen ergeben sich aus der der Ergänzungsvorla-
ge als Anlage beigefügten Ergänzung.

C. Alternativen

Zur Herstellung des Haushaltsausgleichs stehen folgende Instrumen-
te zur Verfügung:
1. Reduzierung der Planungsansatze 2021,
2. Entnahmen aus Rücklagen und
3. Entnahmen aus Sondervermögen.

Die finanziellen Auswirkungen der Corona-Pandemie und deren Folgen
sind jedoch so erheblich, dass ein Haushaltsausgleich nur mit Hilfe der
regulär zur Verfügung stehenden Maßnahmen und Mittel nicht sicher er-
reicht werden kann. Im Rahmen der bisherigen parlamentarischen Be-
ratung wurden umfangreiche Bedarfe erkannt. Um eine ausreichende
Deckung zu gewährleisten, ist nach aktueller Einschätzung eine Netto-
neuverschuldung erforderlich. Es wird daher für erforderlich erachtet,
dass die Landesregierung von ihrem Initiativrecht nach Artikel 99 Abs. 3
Satz 1 der Verfassung des Freistaats Thüringen Gebrauch macht.

Zur Bewältigung der durch die Corona-Pandemie und deren Folgen ver-
anlassten finanziellen Auswirkungen ist eine haushaltsrechtliche Ermäch-
tigung unverzüglich zu schaffen,

D. Kosten

Für den Druck und den Versand des mit der Anlage der Ergänzungsvor-
läge ergänzten Landeshaushaltsplans 2021 werden für das Land Aus-
gaben in Höhe von etwa 3.000 Euro anfallen.

E. Zustandigkeit

Federführend ist das Finanzministerium.
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FREISTAAT THÜRINGEN
DER MINISTERPRÄSIDENT

An die
Präsidentin des Thüringer Landtags
Frau Birgjt Keller
Jürgen-Fuchs-Straße 1
99096 Erfurt

Erfurt, den 2. Dezember 2020

Sehr geehrte Frau Prasidentin,

hiermit überreiche ich den von der Landesregierung beschlossenen Ent-
wurf der

"Ergänzungsvorlage zum Entwurf des Thüringer Haushaltsge-
setzes2021"

zusammen mit dem Entwurf des Landeshaushattsplan 2021 -Gesamt-
plan - (Haushaltsübersichten Teil! - III)

mit der Bitte um Beratung durch den Landtag.

Die gedruckten Entwürfe des Gesetzentwurfs nebst Gesamtpian und
Übersichten sowie die Einzelpläne werden dem Landtag durch das Fi"
nanzministerium unmittelbar zugestellt.

Gemäß § 67 Abs. 4 der Geschäftsordnung des Thüringer Landtags wird
um Überweisung an den Haushalts- und Finanzauschuss gebeten.

Mit freundlichen Grüßen

Bodo Ramelow
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Erganzungsvorlage zum Entwurf des Thüringer Haushaltsgesetzes 2021

Der Entwurf des Thüringer Haushaitsgesetzes 2021 wird
wie folgt geändert:

1. In § 1 wird der Geldbetrag "11.386.297.900 Euro" durch
den Geldbetrag "11.319.854.900 Euro" ersetzt.

2. § 2 wird wie folgt geändert:

a) Nach der Überschrift wird folgender neue Absatz 1
eingefügt:

"(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium
wird ermächtigt, zur Deckung der Ausgaben im
Haushaltsjahr 2021 Kredite bis zur Höhe von
288.000.000 Euro aufzunehmen (Nettoneuver-
schuldung)."

b) Der bisherige Absatz 1 wird Absatz 2.

c) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3 und in Satz 2
wird die Verweisung "Absatz 1" durch die Verwei-
sung "den Absätzen 1 und 2" ersetzt.

d) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden dieAbsät"
ze 4 und 5.

e) Der bisherige Absatz 5 wird Absatz 6 und in Satz 1
wird die Verweisung "Absatz 1 Satz 1" durch die
VenA/eisung "Absatz 2 Satz 1" ersetzt.

f) Der bisherige Absatz 6 wird Absatz 7.

3. § 7 wird wie folgt geändert:

a) tn Absatz 4 werden die Worte "und die Ausgaben
im Rahmen der bisher für die Aufgabenwahrneh-
mung durch die GFAW-Gesellschaft fürArbeits- und
Wirtschaftsförderung des Freistaats Thüringen mbH
veranschlagten Ausgaben gedeckt werden können"
durch die Worte "und Deckung gewährleistet ist" er-
setzt.

b) Nach Absatz 4 wird folgender neue Absatz 5 ein-
gefügt:

"(5) Das für Finanzen zuständige Ministerium wird er-
mächtigt, die Stellenpläne und Stellenübersichten zu
ergänzen sowie Ausgaben rmächtigungen auszubrin-
gen, soweit dies im Zusammenhang mit der Ubernah"
me von Aufgaben von der Thüringer Lehr-, Prüf- und
Versuchsgut GmbH im Rahmen einer organisatori"
sehen Maßnahme steht, die sparsame und Wirtschaft"
liche MJttelvewenctung sichergestellt ist und Deckung
gewährleistet ist."

c) Die bisherigen Absätze 5 und 6 werden die Absät"
ze 6 und 7.

4. In § 15 wird die Verweisung "§ 2 Abs. 1 bis 4 und 6"
durch die Verweisung "§ 2 Abs. 2 bis 5 und 7" ersetzt.
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5. Die Anlage "Landeshaushaltsplan 2021" wird nach
Maßgabe der dieser Ergänzungsvorlage als Anlage
beigefügten Ergänzung geändert,
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LANDESHAUSHALTSPLAN 2021

- Gesamtpian

Teil l Haushaltsübersicht

A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben
B. Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der

Einzelpläne

Teil II Finanzierungsübersicht

Teil III Kreditfinanzierungsplan

Hinweis: Nach § 1 Satz 2 ThürLHO wird mit dem Haushaitsgesetz nur der Gesamtplan des Haushaltspians verkündet. Auskunft
darüber, bei welchen Stellen Einzelpläne und Anlagen des Landeshaushaltsplans eingesehen werden können, erteilt das
Thüringer Finanzministerium, Ludwig-Erhard-REng 7, 99099 Erfurt. Unter folgender Inlernetadresse:
wvwüinanz_erL[huennqen steht der Haushalt 2021 zur Onlineansicht und zum Downioad zur Verfügung.
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Landeshaushalt Gesaintplan

Teil l Haushaltsübersicht 2021
A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzeipläne

Veränderung durch Ergänzungsvorlage

Einzelptan

1

01

02

03

04

05

06

07

08

09

10

11

12

16

17

18

Summe alt

Veränderung

Summe neu

0
Einnahmen aus

Steuern und
steuerahnllchen

Abgaben
sowie

EU-Eigenmittel

-EUR-

2

15.200.000

600.000

7.146.000.000

-38.000.000

7.199.600.000

-38.000.000

7.161.800.000

1
Verwaltungsetn-

nahmen,
Einnahmen aus
Schuldendfenst

und dg l.

-EUR-

3

116.900

2.157,800

35.152.800

5.517.100

110.026.400

15.032.600

15.806.400

19.783.200

5.940.700

38.887.400

9.900

500

43.000

29.102.000

277.576.700

277.576.700

Einnahmen

2
Einnahmen aus

Zuweisungen und
Zuschüssen mit
Ausnahme für
Investitionen

-EUR"

4

356.600

7.807.800

21.153.500

1.230.000

3.064.000

205.082.400

360.281.100

384.200

450.164.100

24.949.000

1.487.672.400

-15.000.000

2.577.145.100

-15.000.000

2.562.145.100

3
Einnahmen aus
Schuldenauf-
nahmen, aus

Zuweisungen
und

Zuschüssenfür
Investitionen,

besondere
Finanzierungs-

einnahmen

-EUR.

5

36.400

33.792.000

304.553.300

24.954.900

1.450.000

170.267.900

773.557.000

-13.443.000

9.721.600

1.331.776.100

-13.443.000

1.318.333.100

Summe

Einnahmen

-EUR-

6

116.900

2.514.400

42.997.000

60.462.600

111.256.400

18.096.600

525.442.100

405.019.200

22.974.900

659.919.400

9.900

500

24.992.000

9.436.331.400

-66.443.000

9.721.600

11.386,297.900

-66.443.000

11,319.854.900

4
Personal-

ausgaben

-EUR-

7

41.108.000

33.048.800

440.649.400

1.421.607.100

241.168.600

173.910.200

17.448.400

50.240.200.

60.125.900

167.512.500

8.097.200

407.500

15.612.700

510.225.100

3.181.161.600

3.181,161,600
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Landeshaushalt Gesamtplan

Teil l Haushaltsübersicht 2021
A. Zusammenfassung der Einnahmen und Ausgaben der Einzelpläne

Veränderung durch Ergänzungsvorlage

5
Sachliche

Verwaltungs-
ausgaben,

militärische
Beschaffungen

usw.,

Ausgaben -für
den

Schuldendienst

-EUR-

&

7.033.300

15.194.500

76.335.300

44.178.400

149.023.300

17.087.600

41.222.800

37.088.900

29.656.800

86.633.100

545.200

101.000

85.320.500

345.611.100

.66.443.000

23.762.100

1.026.136.900

-66.443.000

959.693.900

6
Ausgaben für
Zuweisungen

und
Zuschüsse mit
Ausnahme für
Investitionen

-EUR-

9

13.565.100

145.971.800

26.007.200

420.859.500

127.746.300

647.300

933.925.800

549.134.200

45.645.600

555,967.700

3.200

18.394.200

2.584.049.500

5.421.917.400

5.421.917.400

Ausgaben

7
Bauma&nahmen

-EUR"

10

365.0001

250.0001

1.000.000l

230.000 ]

22.650.000)

28.950.300 |

101.716.1001

250.000 |

107.610.7001

263.022.1001

263.022.100]

8
Sonstige

Ausgaben für
Investitionen und

Investitions-
förderungs-
maßnahmen

-EUR-

11

1.377.500

35.049.200

116,117.700

92.162.000

2.341.800

713.200

433.916.200

77.250.900

125.564.300

317.006.100

44.008.000

182.810.700

60.761.800

1.489.079.40G

1.489.079.40G

9
Besondere

Finanzierunas-

ausgaben

-EUR-

12

4.649.100

36.400

295.000

4.980.50C

4.980.50C

Summe

Ausgaben

-EUR-

13

63.983.900

229.629.300

659.359.600

1.978.807.000

525.929.100

192.568.300

1.449.163.200

713.750.600

290.237.900

1.226.835.500

•8.645.600

508.500

163.335.400

3.622.946.400

-66.443.000

192.134.60C

11.3Ö6.297.90C

-66.443.00C

11.319.854.90C

+ Uberschuss

-Zuschuss

-EUR-

14

-63.867.000

-227.114.900

-616.362.600

-1.918.344',400

^14.672.700

-174.491.700

-923.721.100

-308.731.400

-267.263.000

-568.916.100

-8.635.700

-508.000

-138.343,400

5.813.385.000

-182.413.000

0

0
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Landeshaushalt Gesamtplan

Teil l Haushaltsübersicht 2021
Zusammenfassung der Verpflichtungsermächtigungen der Einzelpläne

Veränderung durch Erganzungsvortage

Einzel-

plan

1

01

02

03

04

05

06

07

08

09

10

11

12

16

17

18

Bezeichnung

2

Thüringer Landtag

Thüringer Staatskanziei

Thüringer Ministerium für Inneres und Kommunaies

Thüringer Ministerium für Bildung, Jugend und
Sport

Thüringer Ministerium für Migration, Justiz unri
Verbraucherschutz

Thüringer Finanzministerium

Thüringer Ministerium für Wirtschaft, Wissenschaft
und Digitaie Geseilschaft

Thüringer Ministerium für Arbeit. Soziales,
Gesundheit, Frauen und Familie

Thüringer Ministerium für Umwelt, Energie und
Naturschutz

Thüringer Ministerium für Infrastruktur und
Landwirtschaft

Thüringer Rechraungshof

Thüringer Verfassungsgerichtshof

Informations- und Kommunikationstechnik

Allgemeine Finanzverwaltung

Staatliche Hochbaumaßnahmen

Summe neu

Veränderung

Summe alt

Ver-

pfiich-
tungs-

ermächti-

gungen

2021

durch cfie Verpflichtungsermächtigung entstehende
Rechtsverpflichtungen

2022 2023 2024 2025 ff.

1,000 EUR
3

652.5651

103.042]

282.9201

10.8751

42.100)

697.855]

256.025)

167.1261

1.273.084!

115.6801

16.5821

105.4471

3.723.3021

3.723.302l

4

130.704

25.845

94.798

5.170

3.300

223,874

90.265

91.028

226.695

43.956

9.478

78.225

1.023.337

1.023.337

5

122.262

25.979

89.153

750

3.900

204.368

62.490

52.242

187.169

32.444

7.105

26.722

814.583

814.583

6

120.330

13.356

72.170

184

4.700

176.021

49,780

20.075

85.431

19.225

500

561.772

561.772

7

279.270

37.863

26.800

4.770

30.200

93.593

53.490

3.782

773.788

20.055

1.323.610

1.323.610
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Landeshaushalt

Teil II Rnanzierungsübersicht 2021

Gesamtplan

1

Ermittlung des Finanzierungssaldos
1. Ausgaben

abzüglich

1.1. Tllgungsausgaben am KreditmarM

1.2. Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke

1.3. Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren

1.4. Haushaltstechnische Verrechnungen

Ausgaben im Finanzierungssaldo

2. Einnahmen

abzüglich

2.1. Schutdenaufnahmen am Kreditmarkt

2.2. Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stacken

2.3. Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre

2.4. HaushaltstechnischeVerechnungen

Einnahmen im Finanzierungssafdo

3. Flnanzierungssaldo

Zusammensetzung des Finanzierungssaldos

4. Verschuldung am Kreditmarkt

4.1. Tiigungsausgaben an Kreditmarkt

4,2. SchLfldenaufnahmen am Kreditmarkt

Saldo

5. Rechnungsergebnisse aus Vorjahren

5.1, Ausgaben zur Deckung von Fehlbeträgen aus Vorjahren

5.2. Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre

Saldo

6. Rücklagenbewegung

6.1. Zuführungen an Rücklagen, Fonds und Stöcke

6,2. Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken

Safdo

7. Flnanzierungssaido (aus Nr, 4, 5 und 6)

Betrag
für

2021
EUR

2

11.319.854.900

331.400

11,319.523.500

11.319.854.900

288.000.000

488.675.000

331.400

10.542.848.500

-776.675.000

288.000.000

-288.000.000

488.675.000

-488.675.000

-776.675.000

10
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Landeshaushalt

Teil III Kreditfinanzierungsplan 2021

Gesamtplan

1

A. Kredite am Kreditmarkt

l. Aufnahme von Krediten am Kreditmarkt (§ 2 ThürHhG 2021 unter •
Berücksichtigung der geplanten Auswirkungen des Thüringer Gesetzes zur

finanzpoiitischen Vorsorge für die steigenden Ausgaben der Beanntenversorgung)

II. Tiigung von Krediten am Kreditmarkt

Sll. Nettokreditaufnahme (+)/ Neltokredittilgung {") am Kreditmarkt (Nr. l abzgl Nr. !!)

B. Kredite im öffentlichen Bereich

. l. Einnahmen aus Krediten im öffentlichen Bereich

l!, Ausgaben zur Schuldentilgung im öffentlichen Bereich

tll. Netto-Tilgung im öffentlichen Bereich

Betrag
für

2021
Mio. EUR

2

1.197,5

909,5

288,0

0,0

0,0

0,0

11
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Begründung:

A. Allgemeines

Der Entwurf des Thüringer Haushaltsgesetzes 2021, der bereits in den
Landtag eingebracht wurde, basiert auf den Ergebnissen der Mai-Steu-
erschätzung 2020. Aus der Steuerschätzung vom November 2020 haben
sich Veränderungen ergeben. Auch für das Haushaltsjahr 2021 werden
aufgrund der weltweiten Corona-Pandemie erhebliche Minderem na h-
men erwartet. Hinsichtlich dieser Veränderungen ist die Deckung wei-
terhin zu gewährleisten.

Um eine ausreichende Deckung zu gewährleisten, wird eine Nettoneu-
Verschuldung für erforderlich erachtet. Die Landesregierung macht da-
her von ihrem Initiativrecht nach Artikel 99 Abs. 3 Satz 1 der Verfassung
des Freistaats Thüringen Gebrauch.

Entsprechend der Steuerschätzung vom November 2020 belauft sich der
nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 der Thüringer Landeshaushattsordnung (Thür-
LHO) maximal zulässige Betrag zum Ausgleich der Steuermindereinnah"
men nach aktualisierter Schätzung auf 288.000.000 Euro.

B, Zu den einzelnen Bestimmungen

Zu Nummer 1

Die Bestimmung fegt das neue Haushaltsvolumen für das Haushalts-
Jahr 2021 fest. Die einzelnen Änderungen, welche Auswirkungen auf das
Haushaltsvolumen haben, ergeben sich aus der als Anlage beigefüg-
ten Ergänzung. Insgesamt sinkt das Haushaltsvolumen gegenüber dem
Entwurf des Thüringer Haushaitsgesetzes 2021 um 66.443.000 Euro.

Zu Nummer 2

Mit dem durch Buchstabe a neu eingefügten Absatz 1 wird das für Fi-
nanzen zuständige Ministerium ermächtigt, neue Schulden aufzuneh-
men (Nettoneuverschuldung). Entsprechend der Steuerschätzung vom
November 2020 belauft sich der nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 ThürLHO maxi-
mal zulässige Betrag zum Ausgleich der Steuermindereinnahmen nach
aktualisierter Schätzung auf 288.000.000 Euro.

Der nach § 18 Abs. 2 Nr. 1 ThürLHO maximal zulässige Betrag zum
Ausgleich der Steuermindereinnahmen darf nach dieser Bestimmung
bis zu der Höhe durch Einnahmen aus Krediten ausgeglichen werden,
in der die geplanten Einnahmen aus Steuern und Zuweisungen nach
Artikel 107 Abs. 1 und 2 Salz 1 und 2 des Grundgesetzes den Durch-
schnitt der entsprechenden kassenmäi^igen Einnahmen der drei dem
Jahr der Haushaltsaufstellung vorangegangenen Jahre unterschreiten.
Maßgeblich für die Höhe der zulässigen Kreditaufnahme aufgrund von
EinnahmeausfäHen sind somit die Einnahmen aus Steuern und dem
Länderfinanzausgleich der Jahre 2017 bis 2019. Deren kassenmäßiger
Durchschnitt belauft sich auf 7.434.000.000 Eure. Die entsprechenden
•auf Basis der Steuerschätzung vom November 2020 erwarteten - Ein-

nahmen des Jahres 2021 werden 7.146.000.000 Euro betragen. Die so-
mit resultierende maximal zulässige Nettokreditaufnahme aufgrund von
Einnahmeausfäilen belauft sich auf288.000.000 Euro.

Bei den weiteren Änderungen nach den Buchstaben b bis f handelt es
sich um redaktionelle Folgeänderungen.

12
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Zu Nummer 3

Zu Buchstabe a

Die bisher vorgesehene Formulierung des § 7 Abs. 4 für eine eventu"
eHeAufgabenübernahme von der GFAW-Geselischaft fürArbeits- und
Wirtschaftsförderung des Freistaats Thüringen mbH wird dahin gehend
angepasst, dass Deckung gewährleistet sein muss.

Zu Buchstabe b

Es wird Vorsorge für eine eventuelle Aufgabenübernahme von der Thü-
ringer Lehr-, Prüf- und Versuchsgut GmbH getroffen. Die Thüringer Lehr-,
Prüf- und Versuchsgut GmbH nimmt Aufgaben im öffentlichen Auftrag in
den Bereichen Bildung, ökologischer Landbau, Tierzucht und Versuchs-
wesen wahr. Der Klimawandel sowie die Umsetzung der umwelt" und

tierwohlbezogenen Handlungsnotwendigkeiten in der Landwirtschaft er-
fordern eine funktionsfähige Forschungs" und EntwEcklungsbasisfürdie
Erzeugung und den Transfer praxisbezogener Lösungen, welche durch
Übertragung der Aufgaben der Thüringer Lehr-, Prüf- und Versuchsgut
GmbH Buttelstedt auf das Land erfolgen könnte. Zur Ermöglichung ei-
ner solchen organisatorischen Maßnahme ist im Vollzug des Haushalts
eine Ermächtigung zur Ergänzung der Stellenpiäne und Stellenüber-
sichten sowie zurAusbringung von entsprechenden Ausgabeermächti-
gungen notwendig.

Zu Buchstabe c

Es handelt sich um eine redaktionelle Folgeanpassung.

Zu Nummer 4

Die Bestimmung regelt die Fortgeftung der Regelung für den Fgll, dass
der Haushaltspian des dem Thüringer Haushaltsgesefz 2021 folgen"
den Haushaltsjahres nicht vor Beginn des Rechnungsjahres durch Ge-
setz festgestellt werden kann. Aufgrund der Änderung nach Nummer 2
ist hier eine redaktionelle Folgeänderung hinsichtlich der Verweisung
erforderlich.

Zu Nummer 5

IVlit der Anlage wird der Haushaltsplan 2021 an das neu geregelte Haus"
haitsvolumen angepasst.
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2. Vom Einbringer übersandte Daten

(Vom Einbringer wurden bisher keine Daten übersandt.)



3. Im Rahmen des parlamentarischen Anhörungsverfahrens eingebrachte Beiträge

Die folgenden natürlichen und juristischen Personen haben sich im Rahmen des parlamentarischen
Anhörungsverfahrens beteiligt. Die von den Beteiligten eingereichten Formblätter zur Datenerhebung
nach §  5  Abs.  1  des  Thüringer  Beteiligtentransparenzdokumentationsgesetzes  (ThürBeteildokG)
wurden aufgrund des Wegfalls des Verfügungsgrundes gemäß § 6 Satz 2 ThürBeteildokG gelöscht.

Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V.
Gemeinde- und Städtebund Thüringen e.V.
Thüringischer Landkreistag e.V.
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Zu I.: 

THUR LArDTAG P-OS 
till :2020 14 f  

GEMEINDE- 
UND STÄDTEBUND 

THÜRINGEN 
GStB Thüringen e. V., Richard-Breslau-Straße 14, 99094 Erfurt 

Thüringer Landtag 
Haushalts- und Finanzausschuss 

Jürgen-Fuchs-Straße 1 

99096 Erfurt 

Vorab per E-Mail: poststelle@thueringer-landtag,de  

Landesgeschäftsstelle 

Richard-Breslau-Straße 14, 99094 Erfurt 

Telefon: (0361) 220 50-0, Telefax: 220 50 50 

E-Mail: info@gstb-th.de  

Internet: www.gstb-thueringen.de  

Unser Zeichen:  
(bitte unbedingt angeben) 

 

Tag: 9. November 2020 

Ergänzendes mündliches Anhörungsverfahren im Rahmen der Beratungen zum Landes- 

haushalt 2021 und weiterer Gesetze  

Drs.  7/1498/1501 NF-A 6.1/ap 

Sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

mit Schreiben vom 19. Oktober 2020 hat uns die Verwaltung des Thüringer Landtages in 

Vorbereitung der ergänzenden mündlichen Anhörung im Haushalts- und Finanzausschuss am 
Montag, dem 16. November 2020 die von den Koalitionsfraktionen, der Fraktion der AfD, der 

Fraktion der CDU sowie der Fraktion der FDP eingereichten Änderungsanträge und 
Fragestellungen kommunalrelevanter Art zum Landeshaushaltsplan 2021 und zum Zweiten 
Gesetz zur Änderung des Thüringer Finanzausgleichsgesetzes mit der Bitte übersandt, zu 

diesen Änderungsanträgen und Fragestellungen in der o. g. Anhörung Stellung zu nehmen; 

hierfür bedanken wir uns. Ihrer Bitte, die Stellungnahme vorab sowohl dem Haushalts- und 
Finanzausschuss sowie dem Thüringischen Landkreistag zu übermitteln, sind wir gerne 

nachgekommen. 

Wir beschränken uns dabei im Wesentlichen auf die Beantwortung der kommunalrelevanten 

Fragen, die mit Schreiben vom 16. Oktober 2020 von den Fraktionen DIE LINKE, der SPD und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN sowie die ebenfalls mit Schreiben vom 16. Oktober 2020 von der 

Fraktion der FDP gestellt worden sind. Dies vorangestellt möchten wir uns wie folgt äußern: 

a) Fragen der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Die Aufstockung der Mittel für die Jugendkunst- und Musikschulen auf das bisherige 
Niveau wird befürwortet. Wir teilen die Auffassung, dass nur bei einer gleichbleibend 

hohen Finanzierung ein verlässliches Angebot vorgehalten werden kann. 
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Zu  II. a: 

Die Einrichtung eines neuen Titels zur Förderung der politischen Erwachsenenbildung in 

Höhe von 1 Mio. Euro ist wünschenswert und sollte im Rahmen der finanziellen 

Möglichkeiten des Landes  welter  verfolgt werden. 

Zu  II. b:  

Nach unserer Kenntnis handelt es sich bei der Fachberatungsstelle UMA um ein Projekt 

des Flüchtlingsrates Thüringen e. V., das bis zum 14. Oktober 2020 befristet war. Ziel der 

Fachberatungsstelle war es, in Kooperation mit dem TMBJS interessierten Fachkräften der 
freien und öffentlichen Träger der Jugendhilfe sowie unbegleiteten minderjährigen 

Ausländer*innen (UMA) und jungen volljährigen Geflüchteten Beratung, Information, 

Qualifizierung und fachlichen Austausch anzubieten. Ob und wie das Beratungsangebot 

von den verschiedenen Zielgruppen angenommen wurde, ist uns nicht bekannt. 

Zu  II. c: 

Der Bedarf hinsichtlich der Praxisintegrierten Ausbildung (PIA) wird unsererseits als hoch 

eingeschätzt. Die PIA sollte über den derzeitigen Projektstatus hinaus verstetigt und vorn 
Umfang her — zunächst Verdoppelung der momentanen jährlichen Kapazitäten für einen 

Ausbildungsjahrgang auf 120 Plätze — ausgeweitet werden. Nur. eine Ausweitung der 
Kapazitäten ermöglicht es tatsächlich (theoretisch erlaubt es die Fachschulordnung schon 
jetzt), dass auch andere Fachschulen (insbesondere im Bereich Nordthüringen, wo es 

bislang keinen fachtheoretischen Ausbildungsstandort•gibt), die PIA anbieten können. Die 

Ausbildungsvergütung sollte auch weiterhin vom Land finanziert werden. 

Momentan absolvieren vor allem Quereinsteiger eine Ausbildung im Rahmen der PIA. Für 
diese ist die Möglichkeit einer Ausbildung mit Ausbildungsvergütung regelmäßig 

essenziell. Regelschüler können derzeit nur dann die PIA absolvieren, wenn sie zuvor eine 
zweijährige Ausbildung zum Sozialassistenten o. ä. abgeschlossen haben. Zumindest 

zeitlich gesehen bietet dies keinen Vorteil, denn die Gesamtausbildungszeit bleibt in 

Summe bei fünf Jahren. 

Aus unserer Sicht sollten Regelschüler nach wie vor eine Hauptzielgruppe für den Beruf 

der Erzieherin/des Erziehers sein. Angesichts des Fachkräftemangels in vielen Branchen 

und Berufszweigen ist jedoch festzustellen, dass die sich über fünf Jahre erstreckende 
konsekutive Ausbildung zunehmend an Attraktivität verliert. Hinzu kommt, dass 

• beispielsweise im Bereich der Pflege seit vergangenem Jahr eine Ausbildungsvergütung 

gezahlt wird. Wir halten es daher für wichtig, auch die Ausbildungszeit der konsekutiven 

Ausbildung zum Erzieher/zur Erzieherin zu straffen. 

Zu  Ill.:  

Seit der Änderung des Thüringer Brand- und Katastrophenschutzgesetzes (ThürBKG) vorn 

10. Juni 2014 beschafft das Land für den Katastrophenschutz im Rahmen eines fortzu-

schreibenden Ausstattungsprogramms  gem.  § 44 Abs. 4 S. 2 ThürBKG die erforderlichen 
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Fahrzeuge und sonstige Ausrüstung und steift sie den kommunalen Aufgabenträgern zur 

Verfügung. Aufgrund der Zuordnung des Katastrophenschutzes zum übertragenen 

Wirkungskreis besteht hier ein umfassendes Zweckmäßigkeitsermessen des Landes als 
Rechts- und Fachaufsichtsbehörde bei der Prioritätensetzung hinsichtlich der zu 

beschaffenden Fahrzeuge. Die angemessene Einbringung der Belange der kommunalen 
Aufgabenträger wird hierbei durch regelmäßige Konsultationen im Thüringer Landes-

verwaltungsamt gewahrt. Insbesondere die Arbeitsgemeinschaft der Berufsfeuerwehren 

erhält hier regelmäßig Gelegenheit zur Rückäußerung, inwieweit geplante bzw. 
veranlasste Beschaffungsvorgänge dem tatsächlichen Bedarf gerecht werden bzw. 

inwieweit die Planungen hier ggf. anzupassen sind. Dieses System funktioniert nach 

Wahrnehmung des Gemeinde- und Städtebundes Thüringen derzeit gut. 

Zu IV. a: 

Die Sozialberatungsrichtlinie hat sich aus unserer Sicht bewährt. Wir begrüßen deren 
Fortführung. Es hat sich in den Kommunen ein gutes Beratungssystem entwickelt, das auf 

dem bestehenden Niveau gehalten werden sollte. Aufgrund der vorgesehenen Kürzung 
der Haushaltsmittel werden die Beratungsleistungen nicht mehr auf dem bestehenden 
Niveau weitergeführt werden können. Vor dem Hintergrund der bisher erfolgreichen 

Arbeit können wir dies nicht nachvollziehen. Die Beibehaltung der bisherigen Förderhöhe 

ist dringend erforderlich. 

Zu IV. b: 

Wir unterstützen aus den oben genannten Gründen auch beim Titel 684 72 die 
angestrebte Beibehaltung der bisherigen Förderhöhe für Maßnahmen der 

Integrationsförderung. 

Zu V. a: 

Wir stufen den Bedarf der Unterstützung der investiven Förderung für Tierheime 

weiterhin für unverändert hoch ein. Daher unterstützen wir die Beibehaltung des 

Investitionszuschusses in Höhe von einer Mio. Euro. 

Zu V. b: 

Die Förderung an die Landkreise und kreisfreien Städte zur Finanzierung von 
Beratungsangeboten und Maßnahmen im Rahmen des Landesprogramms „Solidarisches 

Zusammenleben der Generationen" beträgt nach dem Landeshaushalt 2020 im Ansatz 

bereits 15.398.000 Euro. Die Ansatzerhöhung auf mindestens 14.400.000 Euro ist aus 

unserer Sicht nicht ausreichend. Selbst mit einem gleichbleibenden Haushaltsansatz aus 
dem Jahr 2020 kann aufgrund der Tarifsteigerungen nicht erreicht werden, dass die 

derzeitigen Finanzierungsquoten für die Maßnahmen von mindestens 30 % kommunalen 

Mitteln und bis zu 70% Landesmitteln auch weiterhin gewährleistet werden. 
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Zu V. c: 

Die Ansatzerhöhung zur Finanzierung des Programms „AGATHE" ist wünschenswert und 

sollte im Rahmen der finanziellen Möglichkeiten des Landes weiter verfolgt werden. 

Zu  VI.:  

Zuletzt mit Stellungnahme vom 03. Mai 2019 gegenüber dem Thüringer Ministerium für 

Infrastruktur und Landwirtschaft zum Entwurf zur Neufassung der Förderrichtlinien 
kommunaler Straßenbau und ÖPNV-Investitionen hat der Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen darauf hingewiesen, dass die Mittelausstattung zur Finanzierung aus der 
vormaligen Richtlinie kommunaler Straßenbau schon bisher gegenüber den Anmeldungen 

immer eine deutliche Unterdeckung aufwies. Es bestand daher im Zusammenhang mit 

der Zusammenlegung der Förderung mit Investitionen im ÖPNV sowie der Ausweitung 
der förderfähigen Tatbestände schon damals die Befürchtung, dass die Finanzausstattung 

für die genannten Maßnahmen sich weiter verschlechtern und damit auch die 

Realisierung der Fördertatbestände erschwert wird. 

Entscheidend für die Effektivität einer Förderrichtlinie ist immer die Finanzausstattung 
der entsprechenden Fördertöpfe. Zum wiederholten Male weisen wir in diesem 

Zusammenhang darauf hin, dass eine angemessene Strategie zur Behebung des 
bestehenden Investitionsstaus im Bereich der kommunalen Verkehrsinfrastruktur nur 
gelingen kann, wenn alle Ebenen dieses Ziel durch eigene finanzielle Anstrengungen 

unterstützen. 

Ebenso wie im Bereich des kommunalen Straßenbaus ist es daher auch für die Schaffung 

und den Ausbau angemessener ÖPNV-Infrastruktur dringend notwendig, dass neben der 
bloßen Weiterreichung von Zuweisungen der Bundesebene auch eigene, originäre 
Landesmittel eingesetzt werden, um die dringend notwendigen Investitionen in die 

kommunale Verkehrsinfrastruktur vornehmen zu können. Selbst bei einer Anhebung der 
Gesamtmittel in der vorgesehenen Höhe kann vor diesem Hintergrund nur vermutet 

werden, dass die Förderrichtlinie angesichts der enormen Herausforderungen, vor denen 
die Kommunen im Verkehrssektor stehen, noch immer deutlich überzeichnet sein wird. 

Weitere Anstrengungen sind und bleiben hier dringend notwendig! 

Zu  VIII.:  

Eine durch das Land unterstützte oder bereitgestellte kommunale Videoplattform zur 
Unterstützung kommunaler Gremienarbeit wird aus kommunaler Sicht begrüßt. Dabei 
muss allerdings sichergestellt sein, dass die durch den Thüringer Landesbeauftragten für 

• den Datenschutz geäußerten datenschutzrechtlichen Bedenken hinsichtlich der 

Durchführung digitaler Sitzungen ausgeräumt sind. Rechtssicherheit ist hier oberste 
Maxime, daher sollte die vorgesehene Änderung der ThürK0 abgewartet werden. Davon 

wird auch der aus heutiger Sicht sicher steigende Bedarf für eine Videoplattform abhängig 

sein. 
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b) Fragen der Fraktion der FDP 

Mit Blick auf den bestehenden Sachzusammenhang äußern wir uns zu den Fragen 1 bis 5 
wie folgt: 

Zentraler Inhalt dieser Fragen ist die Gewährung von Zuweisungen des Landes an die 

Kommunen. Diese Problematik wird seit vielen Jahren immer wieder kontrovers 
diskutiert, ohne dass bisher ein zufriedenstellendes Ergebnis für  the  Kommunen erzielt 
werden konnte. Aus Sicht unseres Verbandes bleibt auch unter Hinweis auf die 
Anmerkungen der Vergangenheit Folgendes festzuhalten: 

1. Der Gemeinde- und Städtebund Thüringen hat sich stets für eine bevorzugte 
Gewährung von Zuschüssen in pauschalierter Form ausgesprochen. Nach wie vor gilt 

der Grundsatz, dass die jeweilige Kommune selbst am besten weiß, wo welchem 

Investitionsbedarf vorrangig nachgekommen werden muss. Der Gemeinde- und 
Städtebund Thüringen hält es daher für praxisgerecht, dass — wann immer möglich 

eine Zuschussgewährung in pauschalierter Form vorzunehmen ist. 

2. Wir sind uns bewusst, dass aus landesplanerischer Sicht durchaus auch einzelne 

Maßnahmen aufgrund der Vorgaben von Richtlinien zweckgerichtet gefördert werden 
müssen. Wir halten es aber durchaus für überlegenswert, abgesehen von den Fällen, 

in denen Vorgaben der EU oder des Bundes dies nicht zulassen, auch 
zweckgebundene Zuweisungen des Landes pauschal zu gewähren. Aus jetziger Sicht 

ist eine Schar von Verwaltungsmitarbeitern erforderlich, um entsprechend der 

Richtlinien in den „Genuss" von Landesgeld zu kommen. In den Kommunen ist der 
Antrag auf Fördermittel vorzubereiten und zu stellen, sind die Fördermittel abzurufen, 

ist der Verwendungsnachweis zu erstellen und einzureichen. Im Ministerium oder den 
beauftragen Stellen wie beispielsweise TAB oder GfAW ist der Fördermittelantrag zu 

bewerten, zu prüfen, ggf. sind Fördermittel zu bewilligen oder abzulehnen, ist der 
Verwendungsnachweis zu prüfen und sind ggf. Fördermittel zurückzufordern. Auf 
beiden Ebenen ist zudem eine Prüfung durch die Rechnungsprüfung nicht 

ausgeschlossen. Hier sind aus unserer Sicht erhebliche Einsparpotentiale möglich, 
wenn eine pauschalierte Gewährung von zweckgebundenen Fördermitteln vorrangig 
vorgenommen würde. 

3. Besonders belastend sind hierbei die hohen Zinsaufwendungen. Während im 
kommunalen Bereich die Zinssätze an die aktuell üblichen Zinskonditionen angepasst 
wurden, verlangt das Land nach wie vor 6 % p. a. von den Kommunen, soweit 

Fördermittel aus seiner Sicht nicht ordnungsgemäß verwendet worden sein sollen und 

zurückgezahlt werden müssen. Dies geschieht regelmäßig im Abstand von vielen 

Jahren, sodass aus kommunaler Sicht oftmals bezweifelt wird, ob die Beantragung von 
zweckgebundenen Fördermitteln überhaupt wirtschaftlich ist. Hier möchten wir 

nachdrücklich um zügigere Verwendungsnachweisprüfung bitten und vor allem darum, 
den rechtlich bedenklichen Zinssatz den aktuellen Zinskonditionen anzupassen. 
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4. Eine pauschale Gewährung zweckgebundener Zuweisungen würde zudem dazu führen, 
dass die veranschlagten Haushaltsmittel auch zu 100 % an die Kommunen abfließen 

würden. Zurecht weist die FDP-Fraktion darauf hin, dass viele Millionen der 

veranschlagten Zuweisungen nicht abgerufen werden können, weil z. B. den 

Kommunen die Finanzierung des Eigenanteils nicht möglich ist. In diesem 
Zusammenhang erneuern wir zudem unseren Vorschlag, dass der nicht abgerufene 
•Restbetrag zweckgebundener Zuweisungen am Ende des Jahres pauschal ausgereicht 

•wird und so, wenn auch erst im nächsten Jahr, für investive Zwecke verwendet werden 
kann. 

Abschließend erlauben wir uns mit Blick auf die gestellten Änderungsanträge den 

zusammenfassenden Hinweis, dass der Gemeinde- und Städtebund Thüringen 
selbstverständlich alle Änderungen unterstützt, die darauf abzielen, die finanzielle Situation 

der Kommunen zu verbessern, Im Übrigen verweisen wir auf unsere Stellungnahme vom 
1. Oktober 2020, die wir inhaltlich aufrechterhalten. 

Für die Möglichkeit der Stellungnahme möchten wir uns abschließend nochmals bedanken 
und verbleiben 

mit freundlichen Grüßen 
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